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280. Bundesgesetz: Wohnbauförderungsgesetz 1968
281. Bundesgesetz: Mietrechtsänderungsgesetz

2 8 0 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1967
über die Förderung der Errichtung von
Klein- und Mittelwohnungen (Wohnbau-

förderungsgesetz 1968)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Aufgaben der Länder

§ 1. (1) Die Länder haben für die nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
förderungswürdigen Bevölkerungskreise (§ 8)
die Errichtung von

a) Klein- und Mittelwohnungen durch Neu-
bau von Baulichkeiten oder durch Auf-,
Zu- oder Einbauten in bestehenden Bau-
lichkeiten oder durch Umbau von Baulich-
keiten, deren Erhaltung auf Grund landes-
gesetzlicher Bestimmungen zur Wahrung
des Stadtbildes in Altstadtkernen oder auf
Grund des Denkmalschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 533/1923, vorgeschrieben ist, und

b) Heimen für Ledige, Schüler, Studenten,
Lehrlinge und jugendliche Arbeitnehmer
sowie für betagte Menschen durch Neu-
bauten oder Auf-, Zu- oder Einbauten in
bestehenden Baulichkeiten, welche für
diese Zwecke bestimmt sind,

zu fördern.

(2) Die Förderung kann sich weiters auf die
Errichtung von Geschäftsräumen in geförderten
Baulichkeiten (Abs. 1) erstrecken, wenn die Ge-
schäftsräume zur Unterbringung von Ordina-
tionen und Kleinbetrieben erforderlich sind, um
die Bewohner eines Wohngebietes ärztlich zu be-
treuen und mit Bedarfsgegenständen und Dienst-
leistungen des täglichen Lebens zu versorgen,
und auf diese Geschäftsräume nicht mehr als ein
Viertel, bei Baulichkeiten mit mehr als vier Ge-
schossen nicht mehr als ein Fünftel der Gesamt-
nutzfläche der Baulichkeit entfällt.

Begriffsbestimmungen
§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten:
1. als Eigenheim eine Baulichkeit
a) mit einer Klein- oder Mittelwohnung,

b) mit zwei Klein- oder Mittelwohnungen
oder einer Klein- und einer Mittelwohnung,
insolange diese ausschließlich vom Eigen-
tümer und der ihm nahestehenden Per-
sonen benützt werden; als nahestehend
sind Personen anzusehen, die dem Personen-
kreis des § 19 Abs. 2 Z. 11 zweiter Satz
des Mietengesetzes, BGBl. Nr. 210/1929,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
vom 30. Juni 1967, BGBl. Nr. 281, ange-
hören;

2. als Kleinwohnung eine für die dauernde Be-
wohnung bestimmte, baulich in sich abgeschlos-
sene, normal ausgestattete Wohnung, die minde-
stens aus Zimmer, Küche (Kochnische), Vorraum,
Klosett und Badegelegenheit (Baderaum oder
Badenische) besteht und deren Nutzfläche nicht
mehr als 90 m2 beträgt;

3. als Mittelwohnung eine Wohnung der. in
Z. 2 genannten Art, wenn ihre Nutzfläche über
das in Z. 2 für Kleinwohnungen vorgesehene
Ausmaß hinausgeht, aber 130 m2, bei Familien
mit mehr als vier Kindern 150 m2 nicht über-
steigt;

4. als Heim für Ledige (Ledigenheim) ein Heim
in normaler Ausstattung, das neben Wohn-
räumen für Einzelpersonen gemeinsame Küchen
und Aufenthaltsräume, allenfalls auch gemein-
same sanitäre Anlagen (Klosette, Wasch- und
Badegelegenheiten) sowie Wohn(Schlaf)räume des
Hauspersonals und die für Verwaltungszwecke
des Heimes notwendigen Räume enthält;

5. als Heim für betagte Menschen ein Heim
in normaler Ausstattung, das neben Wohn-
räumen für Einzelpersonen oder für Ehepaare
gemeinsame Küchen, Aufenthalts- und Kranken-
räume, allenfalls auch gemeinsame sanitäre An-
lagen (Klosette, Wasch- und Badegelegenheiten)
sowie Wohn(Schlaf)räume des Hauspersonals
und die für Verwaltungszwecke des Heimes not-
wendigen Räume enthält;

6. als Heim für Lehrlinge und jugendliche
Arbeitnehmer, Schüler, Studenten ein Heim in
normaler Ausstattung, das zur Unterbringung
von Lehrlingen und jugendlichen Arbeitnehmern,
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Schülern, Studenten bestimmt ist und außer
Schlafräumen mit einer oder mehreren Schlaf-
stellen auch Gemeinschaftsräume (Küchen-,
Speise-, Aufenthalts-, Krankenräume u. dgl.),
allenfalls auch gemeinsame sanitäre Anlagen
(Klosette, Wasch- und Badegelegenheiten), sowie
Wohn(Schlaf)räume für das Haus- oder Auf-
sichtspersonal und die für Verwaltungszwecke
des Heimes notwendigen Räume enthält;

7. als normale Ausstattung eine solche, bei der
die Gesamtausstattung, insbesondere die Aus-
stattung der Räume mit Koch-, Heiz- und Bade-
gelegenheiten zwar den Erfordernissen der
Hygiene und Haushaltsführung entspricht, hin-
sichtlich des Baukostenaufwandes jedoch größte
Wirtschaftlichkeit gewährleistet erscheint;

8. als Nutzfläche einer Wohnung oder eines
Geschäftsraumes die Gesamtbodenfläche abzüg-
lich der Wandstärken; Treppen, offene Balkone
und Terrassen sowie Keller- und Dachboden-
räume, soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht
für Wohn- oder Geschäftszwecke geeignet sind,
sowie für landwirtschaftliche oder gewerbliche
Zwecke spezifisch ausgestattete Räume innerhalb
einer Wohnung sind bei der Berechnung der
Nutzfläche der Wohnung beziehungsweise des
Geschäftsraumes nicht zu berücksichtigen;

9. als Baukosten einer Wohnung (Geschäfts-
raumes) der Anteil an den Gesamtbaukosten,
der dem Verhältnis der Nutzfläche der Wohnung
(Geschäftsraum) zur Nutzfläche sämtlicher im
§ 1 Abs. 1 und 2 bezeichneten Wohnungen und
Geschäftsräume des Hauses (Gesamtnutzfläche)
entspricht;

10. als Gesamtbaukosten die Kosten der Er-
richtung der im § 1 Abs. 1 und 2 bezeichneten
Wohnungen — ausschließlich der für landwirt-
schaftliche oder gewerbliche Zwecke spezifisch
ausgestatteten Räume —, Heime und Geschäfts-
räume einschließlich der der gemeinsamen Be-
nützung aller Bewohner dienenden Gebäudeteile
und Anlagen wie Zentralheizungen, Aufzüge und
maschinelle Zentralwaschküchen sowie der für
Kraftfahrzeuge bestimmten Ein- und Abstell-
plätze und der dem Zivilschutz dienenden An-
lagen, sofern deren Herstellung auf Grund ge-
setzlicher Vorschriften zu erfolgen hat, jedoch
ausschließlich der Grundbeschaffungs- und Auf-
schließungskosten;

11. als Einkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes das durchschnittliche Einkommen der
drei letzten Jahre gemäß § 2 Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954,
vermehrt um die steuerfreien Einkünfte und um
die bei der Einkommensermittlung abgezogenen
Beträge nach § 4 Abs. 4 Z. 4, § 6 c, § 6 d, § 6 e,
§ 10 Abs. 1 Z. 5, § 93 Abs. 4, § 93 a und § 100
des Einkommensteuergesetzes 1953, gleichviel, ob
die Einkünfte im Inland oder Ausland erzielt
wurden, vermindert um die Einkommensteuer;

12. als Familieneinkommen die Summe der
Einkommen im Sinne der Z. 11 des Förderungs-
werbers oder Mieters (Nutzungsberechtigten),
dessen Ehegatten, Verwandten in gerader Linie
einschließlich der Wahlkinder und Verwandten
bis zum zweiten Grad der Seitenlinie sowie Ver-
schwägerten in gerader Linie, sofern diese Per-
sonen im gemeinsamen Haushalt mit dem För-
derungswerber oder Mieter (Nutzungsberechtig-
ten) wohnen, soweit diese Personen nicht ohne-
hin zusammen veranlagt werden.

(2) Durch Verordnung der Landesregierung
sind nach Anhörung des Wohnbauförderungs-
beirates die angemessenen Gesamtbaukosten je
Quadratmeter sowie die Ausstattung im Sinne
des Abs. 1 Z. 7 festzusetzen.

Aufbringung der Förderungsmittel

§ 3. Die Mittel werden aufgebracht:
1. durch Leistungen des Bundes;
2. durch Leistungen der Länder;
3. durch Rückflüsse (Tilgungs- und Zinsenbe-

träge)
aus Förderungsmaßnahmen nach dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1954, BGBl. Nr. 153, dem
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl. Nr. 130/
1948, dem Bundesgesetz, betreffend Ausgestal-
tung des Staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu
einem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, BGBl.
Nr. 252/1921, und nach diesem Bundesgesetz;

4. durch Erträgnisse aus veranlagten Förde-
rungsmitteln.

Leistungen des Bundes

§ 4. (1) Die Leistungen des Bundes bestehen:
a) in Zuwendungen nach Maßgabe der Ansätze

im jeweiligen Bundesfinanzgesetz;
b) in der Zuwendung jener für den Wohnhaus-

Wiederaufbaufonds und die Wohnbauför-
derung 1954 bestimmten Teile der Ein-
gänge aus dem Beitrag vom Einkommen
auf Grund des Bundesgesetzes vom 7. Juli
1954, BGBl. Nr. 152;

c) in der Zuwendung der Eingänge aus dem
Wohnbauförderungsbeitrag gemäß den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes vom
17. Dezember 1951, BGBl. Nr. 13/1952, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 155/1954, 164/1956, 91/1960 und 285/
1963;

d) in der Zuwendung der Leistungen der
Eigentümer von Grundstücken an Beiträ-
gen nach den Bestimmungen des § 7 Abs. 1
Z. 2 des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes,
BGBl. Nr. 130/1948, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 26/1951, 228/
1951, 106/1952, 116/1953, 117/1953, 154/
1954, 156/1955, 154/1958,. 153/1966 und
54/1967;
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e) in der Zuwendung der Leistungen der
Hypothekargläubiger nach den Bestim-
mungen des § 8 des Wohnhaus-Wiederauf-
baugesetzes.

(2) Die nach den im Abs. 1 angeführten Bun-
desgesetzen für Zwecke des Wohnhaus-Wieder-
aufbaufonds, des Bundes-Wohn- und Siedlungs-
fonds und der Wohnbauförderung nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1954 bestimmten
Mittel fließen dem Bund zu und sind von diesem
den Ländern gemäß den Vorschriften des § 5
zuzuteilen.

Zuteilung der Bundesmittel

§ 5. (1) Die im § 4 angeführten Bundesmittel
sind unter Bedachtnahme auf die gemäß § 10 c
des Wasserbautenförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 34/1948, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 295/1958, 310/1964 und 170/1965 und
auf den gemäß Abs. 4 in Abzug zu bringenden
Betrag den einzelnen Ländern nach Hundert-
sätzen als zweckgebundene Zuschüsse zuzuteilen.

(2) Der Hundertsatz beträgt bis 31. Dezember
1970:

(3) Ab 1. Jänner 1971 ergibt sich der jährliche
Hundertsatz aus folgenden Berechnungsgrund-
lagen:

1. 50 v. H. der Summe, die sich aus der Volks-
zahl gemäß § 9 Abs. 3 des Finanzausgleichsge-
setzes 1967, BGBl. Nr. 2, vermehrt um 50 v. H.
des Bevölkerungszuwachses ergibt; als Bevölke-
rungszuwachs gilt die Differenz von dem vom
Österreichischen Statistischen Zentralamt festge-
stellten Ergebnis der letzten Volkszählung ge-
genüber der unmittelbar vorangegangenen.

2. 35 v. H. nach dem jeweils für die Endab-
rechnung der Ertragsanteile an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben für die Zuteilung der Mit-
tel des zweitvorangegangenen Jahres maßgeb-
lichen abgestuften Bevölkerungsschlüssel gemäß
§ 9 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes 1967.

3. 15 v. H. nach dem länderweisen Aufkom-
men an veranlagter Einkommensteuer und an
Lohnsteuer unter Zugrundelegung der Endab-
rechnung der Ertragsanteile an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben des für die Berech-
nung der Länderanteile zweitvorangegangenen
Jahres.

(4) Von den im Abs. 1 angeführten Bundes-
mitteln sind beim Bundesministerium für Bauten

und Technik 1 v. H. für die Förderung von Ein-
richtungen, die sich mit der Forschung auf dem
Gebiet des Wohnungsbaues befassen, zu binden
(Sondermittel), wobei die Förderung in der Er-
teilung von Forschungsaufträgen gegen Entgelt
bestehen kann. Nicht ausgeschöpfte Sondermittel
sind gemäß Abs. 1 zum Ende des Kalenderjahres
an die Länder abzuführen.

(5) Bundesmittel (Abs. 1) dürfen nur Ländern
zugeteilt werden, in denen Bauführungen, die
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gefördert werden, eine mindestens zwanzigjährige
Grundsteuerbefreiung genießen.

(6) Die Bundesmittel sind vierteljährlich im
jeweils auf das Quartalsende, folgenden Monat
an die Länder abzuführen.

Leistungen der Länder

§ 6. (1) Die Länder dürfen die Bundesmittel
nur dann zur Förderung verwenden, wenn sie
selbst aus Landesmitteln Beträge bereitstellen
und für die Förderung nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes verwenden, die innerhalb
des Kalenderjahres mindestens die Hälfte der
Bundesmittel gemäß § 4 Abs. 1 lit. b, soweit sie
für die Wohnbauförderung 1954 vorgesehen
waren, erreichen.

(2) Hat ein Land in einem Jahr Landesmittel
in einem das gesetzliche Mindestausmaß (Abs. 1)
übersteigenden Betrag für Förderungsmaßnahmen
nach diesem Bundesgesetz verwendet, so kann es
innerhalb von sechs Monaten nach Bereitstellung
der zusätzlichen Landesmittel die Anrechnung
des Mehrbetrages auf seine gesetzliche Mindest-
leistung für die nächstfolgenden Jahre, höchstens
jedoch für einen Zeitraum von drei Jahren, beim
Bundesministerium für Bauten und Technik be-
antragen. Das Land ist jedoch verpflichtet, die
ihm gemäß § 5 für ein Jahr zugeteilten Bundes-
mittel innerhalb eines Jahres, beginnend mit
dem auf die Zuweisung des letzten Viertels fol-
genden Monatsersten, im Sinne dieses Bundesge-
setzes zu verwenden.

(3) Insoweit ein Land die im Abs. 1 vorge-
sehenen Bedingungen oder die sonstigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes nicht einhält, hat
es die Bundesmittel oder den entsprechenden
Anteil davon auf Grund eines vom Bundesmini-
sterium für Bauten und Technik beim Bundes-
ministerium für Finanzen gestellten Antrages
auf Verlangen des letztgenannten Bundesmini-
steriums binnen sechs Monaten zurückzuerstatten.
Diese Mittel sind den übrigen Ländern für För-
derungsmaßnahmen nach diesem Bundesgesetz
unter sinngemäßer Anwendung der Bestim-
mungen des § 5 zuzuteilen; das gleiche gilt,
wenn auf Grund der Bestimmungen des § 5
Abs. 5 Bundesmittel an einzelne Länder nicht
zugeteilt werden.
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Mitwirkung der Gemeinden

§ 7. Gemeinden, in deren Gebiet Förderungs-
maßnahmen nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes getroffen werden, sollen hiezu
einen entsprechenden Beitrag leisten; er kann
insbesondere in der Übertragung des Eigentums
am Baugrund zu einem wesentlich ermäßigten
Kaufpreis, in der Einräumung eines Baurechtes
zu einem wesentlich ermäßigten Bauzins, in der
Übernahme eines Beitrages zu den Aufschlie-
ßungskosten oder Anliegerleistungen bestehen.

Allgemeine Voraussetzungen der Förderung

§ 8. (1) Die Finanzierung des Bauvorhabens
muß für den Fall der Gewährung einer Förde-
rung gesichert sein.

(2) Natürlichen Personen dürfen Förderungs-
maßnahmen für die Errichtung eines Eigen-
heimes oder einer Klein- oder Mittelwohnung
(Geschäftsraum) im Wohnungseigentum nur ge-
währt werden, wenn sie bei Einbringung ihres
Begehrens zum Kreise der begünstigten Personen
gehört haben. Von natürlichen oder juristischen
Personen auf Grund von Förderungsmaßnahmen
errichtete Eigenheime oder Klein- oder Mittel-
wohnungen (Geschäftsräume) im Wohnungs-
eigentum dürfen nur an begünstigte Personen
übertragen werden. Ebenso können solche Eigen-
heime, Eigentumswohnungen (Geschäftsräume)
oder Miet(Genossenschafts)wohnungen (Ge-
schäftsräume) nur an begünstigte Personen in
Miete (Nutzung) überlassen werden.

(3) Begünstigt ist eine Person, deren Jahres-
einkommen (Familieneinkommen) gemäß § 2
Abs. 1 Z. 12 das Vierzehnfache der auf den Mo-
nat berechneten jeweiligen Höchstbeitragsgrund-
lage der Pensionsversicherung gemäß den Be-
stimmungen des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes nicht übersteigt. Dieser Grenzwert er-
höht sich für den Ehegatten um 100 v. H., für
jede andere im Haushalt lebende Person, die dem
im § 2 Abs. 1 2. 12 genannten Personenkreis
angehört, um je 20 v. H., höchstens jedoch um
100 v. H.

(4) Werden die im Abs. 3 festgesetzten Ein-
kommensgrenzen überschritten, kann natürlichen
Personen ein eingeschränktes Darlehen für die
Errichtung von Eigenheimen oder Klein- oder
Mittelwohnungen (Geschäftsräumen) im Woh-
nungseigentum gewährt werden. Das Darlehen
ist derart einzuschränken, daß es für jeweils be-
gonnene 500 S, um welche die im Abs. 3 festge-
setzten Einkommensgrenzen überschritten wer-
den, um ein Siebentel gekürzt wird.

§ 9. Der Förderungswerber um ein Darlehen
gemäß § 11 Abs. 1 oder um die Übernahme
einer Bürgschaft muß hinsichtlich der zu ver-
bauenden Liegenschaft Eigentümer (Miteigen-
tümer), Wohnungseigentümer oder Bauberechtig-
ter sein.

Art der Förderung

§ 10. (1) Die Förderung kann bestehen
a) in der Gewährung von Darlehen (§ 11 ff.),
b) in der Gewährung einer Wohnbeihilfe

(§ 15),
c) in der Übernahme einer Bürgschaft für

Hypothekardarlehen (§ 16 ff.).

(2) Die in Abs. 1 lit. a und c genannten För-
derungsmaßnahmen können jede für sich allein
oder nebeneinander, die in lit. b genannte För-
derungsmaßnahme nur in Verbindung mit einer
Förderungsmaßnahme nach lit. a gewährt
werden.

Darlehen

§ 11. (1) Das Darlehen darf 60 v. H. der Ge-
samtbaukosten nicht überschreiten; die von der
Landesregierung in einem Kalenderjahr zuge-
sicherten Darlehen sind für alle geförderten Bau-
lichkeiten in dem gleichen Hundertsatz zu ge-
währen. Für die Errichtung von Eigenheimen
kann über Antrag des Förderungswerbers das
Darlehen in einem niedrigeren Hundertsatz ge-
währt werden. Der Förderungswerber hat Eigen-
mittel im Ausmaß von mindestens 10 v. H. der
Gesamtbaukosten aufzubringen.

(2) Das Darlehen ist jährlich mit 1 v. H. zu
verzinsen; die Annuitäten haben in den ersten
20 Jahren des Tilgungszeitraumes 2 v. H. und in
den folgenden Jahren 3 v. H. zu betragen.

(3) Die Verzinsung und Tilgung des Darlehens
beginnt mit 1. April oder 1. Oktober, welcher
der Erteilung der baubehördlichen Benützungs-
bewilligung, bei allfällig früherem Beziehen der
Baulichkeit diesem Zeitpunkt nachfolgt.

(4) Das Darlehen ist in Teilbeträgen nach
Maßgabe des Baufortschrittes flüssigzumachen.
Das Darlehen ist durch grundbücherliche Ein-
verleibung eines Pfandrechtes, bei Wohnungs-
eigentum auf den einzelnen Anteil, sicherzu-
stellen. Sofern dem zur Sicherung eines Dar-
lehens einverleibten Pfandrecht andere Pfand-
rechte im Range vorangehen, hat der Liegen-
schaftseigentümer (Bauberechtigte) im Grund-
buch zugunsten des Landes die Verpflichtung
anmerken zu lassen, diese Pfandrechte nach Til-
gung der ihnen zugrunde liegenden Forderungen
vorbehaltlos löschen zu lassen.

(5) Bei Jungfamilien, das sind Familien, deren
Familienerhalter das 30. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, bei Familien mit mehr als drei
Kindern, für die der Familienerhalter Familien-
beihilfen bezieht, sowie in Fällen sozialer Härte
tritt anstelle der Eigenmittel ein Darlehen aus
Förderungsmitteln, sofern die Aufbringung der
Eigenmittel unter Berücksichtigung des Familien-
einkommens und der Anzahl der Familienmit-
glieder das zumutbare Ausmaß übersteigt; dieses
Darlehen ist unverzinslich und in Halbjahres-
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raten in Höhe von je 5 v. H. zurückzuzahlen. Das
Darlehen ist sofort fällig zu stellen, wenn es zu
Unrecht empfangen wurde oder wenn der För-
derungswerber sein Recht an der geförderten
Wohnung verliert. Im übrigen sind bei Eigen-
heimen oder Eigentumswohnungen (Geschäfts-
räumen) die Bestimmungen der §§ 12 bis 14 an-
zuwenden. Die Landesregierung hat durch Ver-
ordnung die näheren Bestimmungen festzulegen.

§ 12. Das Land hat das Darlehen unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von mindestens
sechs Monaten zu kündigen, wenn

a) der Schuldner nach schriftlicher Mahnung
trotz Gewährung einer angemessenen
Frist ohne Vorliegen triftiger Gründe ent-
weder seinen Zahlungsverpflichtungen aus
den Verträgen über das Darlehen und
über sonstige zur Finanzierung des Bau-
vorhabens aufgenommene Darlehen nicht
termingemäß nachkommt oder die Bedin-
gungen zur Sicherung des Darlehens nicht
erfüllt,

b) der Schuldner das Darlehen nicht bestim-
mungsgemäß verwendet,

c) der Schuldner die Baulichkeit oder die
Wohnungen nicht im ordentlichen Zustand
erhält und die Mängel nicht innerhalb
dreier Monate nach schriftlicher Mahnung
behebt,

d) der Schuldner ohne Zustimmung des Lan-
des Wohnungen oder Wohnräume in
Räume anderer Art umwandelt, sonst
widmungswidrig verwendet oder zwei oder
mehrere bisher getrennt benützte Woh-
nungen miteinander vereinigt oder an der
Baulichkeit wertvermindernde Änderungen
vornimmt oder solche Handlungen zuläßt,

e) der Schuldner die Baulichkeit gegen Brand-
schaden nicht ausreichend versichert.

§ 13. (1) Das Land hat das Darlehen unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von mindestens
sechs Monaten zu kündigen, wenn

a) das Eigenheim oder die Klein- oder Mittel-
wohnung, an der Wohnungseigentum be-
gründet ist, nicht zur Befriedigung des
Wohnbedürfnisses des Eigentümers (Woh-
nungseigentümers), der ihm nahestehenden
Personen im Sinne des § 2 Z. 1 lit. b oder
seiner Dienstnehmer regelmäßig verwendet
wird, es sei denn, daß der Eigentümer
(Wohnungseigentümer) wegen nachgewie-
sener Krankheit, zu Kur- oder Unterrichts-
zwecken oder aus zwingenden beruflichen
Gründen abwesend ist; das Darlehen ist
nicht aufzukündigen, wenn der Dienst-
geber seinen Dienstnehmer nach Beendi-
gung des Dienstverhältnisses in der Woh-
nung beläßt, weil die Räumung der Woh-
nung durch den Dienstnehmer eine soziale
Härte bedeuten würde,

b) an einem Geschäftsraum Wohnungseigen-
tum begründet wurde und der Geschäfts-
raum weder vom Wohnungseigentümer
noch von den ihm nahestehenden Personen
im Sinne des § 2 Z. 1 lit. b zur Befriedi-
gung regelmäßiger geschäftlicher Betäti-
gung verwendet wird, es sei denn, daß der
Wohnungseigentümer sein im Geschäfts-
raum betriebenes Unternehmen verpachtet
hat,

c) Eigenheime, Klein- oder Mittelwohnungen
(Geschäftsräume), die gemäß § 23 Z. 3 zur
Übertragung an begünstigte Personen ins
Eigentum oder Wohnungseigentum be-
stimmt sind, zwölf Monate nach Erteilung
der baubehördlichen Benützungsbewilli-
gung, bei allfälligem früheren Beziehen
zwölf Monate nach diesem Zeitpunkt, nicht
ins Eigentum oder Wohnungseigentum
begünstigter Personen übertragen worden
sind,

d) ein Eigenheim, eine Klein- oder Mittelwoh-
nung (Geschäftsraum), an der Wohnungs-
eigentum begründet wurde, nicht innerhalb
von sechs Monaten nach Erteilung der bau-
behördlichen Benützungsbewilligung oder
der Beendigung der Innehabung vom Eigen-
tümer (Wohnungseigentümer) oder der ihm
nahestehenden Personen (§ 2 Z. 1 lit. b) in
Benützung genommen wird,

e) eine Klein- oder Mittelwohnung (Geschäfts-
raum), an der Wohnungseigentum nicht
begründet wird, nicht innerhalb von sechs
Monaten nach Erteilung der baubehörd-
lichen Benützungsbewilligung oder der Be-
endigung der Innehabung von einer be-
günstigten Person in Benützung genommen
wird,

f) wenn der Förderungswerber eine Klein-
oder Mittelwohnung (Geschäftsraum), die
der Bestimmung des § 32 unterliegt, zu
einem höheren als dem gesetzlichen Miet-
zins vermietet oder Handlungen setzt oder
zuläßt, die der Umgehung des § 32 dienen.

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. e kann das Dar-
lehen nur hinsichtlich jenes Teiles gekündigt wer-
den, der dem Verhältnis der Nutzfläche dieser
Wohnung oder dieses Geschäftsraumes zur Nutz-
fläche aller Wohnungen und Geschäftsräume des
Hauses entspricht.

§ 14. Das Darlehen kann ohne vorangegan-
gene Kündigung sofort fällig gestellt und zurück-
gefordert werden, wenn

a) hinsichtlich der verpfändeten Liegenschaft
oder eines Teiles derselben die Zwangsver-
waltung oder die Zwangsversteigerung be-
willigt wird oder
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b) über das Vermögen des Darlehensschuld-
ners der Konkurs oder das Ausgleichsver-
fahren eröffnet wird oder der Schuldner
die Zahlungen einstellt.

Wohnbeihilfen

§ 15. (1) Für die Leistung des Annuitäten-
dienstes von Hypothekardarlehen, die zur Finan-
zierung der Gesamtbaukosten (§ 2 Abs. 1 Z. 10)
des Bauvorhabens erforderlich sind und deren
jährlicher Zinsfuß nicht höher liegt als 3 1/2 v. H.
über der von der Oesterreichischen Nationalbank
jeweils festgesetzten Bankrate, hat die Landes-
regierung während der Dauer der Laufzeit
Wohnbeihilfen mit Bescheid zu gewähren. Die
Gewährung der Wohnbeihilfe hat unter Be-
rücksichtigung der durchschnittlich für Bevölke-
rungsschichten mit geringem Einkommen zumut-
baren Wohnungsaufwandbelastung nach dem
Familieneinkommen, der Anzahl der im Haus-
halt lebenden Familienmitglieder und dem da-
nach angemessenen Ausmaß an Nutzfläche zu
erfolgen. Das angemessene Ausmaß an Nutz-
fläche beträgt bei einer Person höchstens 50 m2

und erhöht sich für jedes weitere im Haushalt
lebende dem Personenkreis des § 2 Abs. 1 Z. 12
zugehörige Familienmitglied um höchstens
je 20 m2 bis zum höchstzulässigen Gesamtaus-
maß der Nutzfläche. Eine zumutbare Belastung
aus dem Wohnungsaufwand besteht jedenfalls
aus dem Schuldendienst des Förderungsdar-
lehens.

(2) Soweit es sich um die Errichtung von Eigen-
heimen oder Klein- und Mittelwohnungen im
Wohnungseigentum handelt, dürfen Wohnbei-
hilfen nur unter der Bedingung gewährt werden,
daß der Förderungswerber sich dem Land gegen-
über verpflichtet, das geförderte Eigenheim oder
die geförderte Klein- oder Mittelwohnung für
die Dauer der Gewährung der Wohnbeihilfen
nicht ohne Zustimmung des Landes durch Rechts-
geschäft unter Lebenden ins Eigentum einer
anderen Person zu übertragen. Die Wohnbeihil-
fen dürfen nur flüssiggemacht werden, wenn
der jeweilige Liegenschaftseigentümer (Woh-
nungseigentümer, Bauberechtigte) nachweist, daß
er Zahlungen in der Höhe der schuldscheinmäßi-
gen Annuitäten geleistet hat.

(3) Bei Miet(Genossenschafts)häusern ist die
Wohnbeihilfe dem Mieter (Nutzungsberechtigten)
längstens auf die Dauer der Miete (Nutzungs-
berechtigung) zu gewähren und vierteljährlich
im nachhinein auszuzahlen.

(4) Wohnbeihilfen dürfen jeweils höchstens auf
die Dauer von drei Jahren bewilligt werden.

(5) Zu Unrecht empfangene Wohnbeihilfen
sind rückzuerstatten. Die Entscheidung über die
Rückerstattung hat durch die Landesregierung
mit Bescheid zu erfolgen, die den Bescheid über
die Gewährung der Wohnbeihilfe erlassen hat.

(6) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung die näheren Bestimmungen über die Ge-
währung der Wohnbeihilfe für alle Förderungs-
werber nach gleichen Grundsätzen festzulegen.

Bürgschaftsübernahme

§ 16. Die Bürgschaft darf nur für zweit- oder
nachrangige, auf inländische Währung lautende
Hypothekardarlehen übernommen werden, deren
jährlicher Zinsfuß nicht höher liegt als 3 ½ v. H.
über der von der Oesterreichischen Nationalbank
jeweils festgesetzten Bankrate und deren Laufzeit
30 Jahre nicht überschreitet; die Laufzeit des zu
verbürgenden Hypothekardarlehens darf jedoch
nicht länger sein als die Laufzeit der übrigen zur
Finanzierung des Bauvorhabens erforderlichen
Hypothekardarlehen, die dem zu verbürgenden
Hypothekardarlehen bücherlich im Range voran-
gehen.

§ 17. Die Bürgschaft darf im übrigen nur über-
nommen werden,

1. wenn sich der Gläubiger des zweit- oder
nachrangigen Hypothekardarlehens verpflichtet:

a) ohne Zustimmung des Landes weder eine
Abtretung oder Umwandlung des Hypo-
thekardarlehens oder eines Teiles davon
vorzunehmen noch in eine Vorrangsein-
räumung einzuwilligen,

b) dem Schuldner kein neues Hypothekar-
darlehen im Rahmen des noch nicht ge-
löschten Pfandrechtes für die getilgten Dar-
lehensraten aus dem verbürgten Darlehen
zu gewähren,

c) den Schuldner nicht ohne Zustimmung des
Landes aus seiner persönlichen Haftung zu
entlassen,

d) dem Land eine verbücherungsfähige Ur-
kunde zur grundbücherlichen Übertragung
des Pfandrechtes (§ 1358 ABGB.) auszu-
stellen, wenn es auf Grund der Bürgschaft
in Anspruch genommen wurde,

e) die Landesregierung von jedem Verzug des
Schuldners in der Erfüllung seiner vertrags-
mäßigen Verpflichtungen aus dem ver-
bürgten Hypothekardarlehen binnen zwei
Monaten zu verständigen, wenn der Ge-
samtbetrag der rückständigen Annuitäten
die Höhe einer Halbjahresannuität über-
steigt,

f) die Landesregierung von der Einleitung
einer von ihm beantragten Zwangsverstei-
gerung zur Hereinbringung einer Forde-
rung aus dem verbürgten Hypothekardar-
lehen oder von einer ihm bekanntgewor-
denen beantragten Einleitung der Zwangs-
versteigerung in die verpfändete Liegen-
schaft (in das verpfändete Wohnungseigen-
tum beziehungsweise Baurecht) durch einen
Dritten ohne Verzug zu verständigen und
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g) auf Verlangen des Landes das verbürgte
Hypothekardarlehen nach den Bestimmun-
gen des Darlehensvertrages fällig zu stellen
und zur Hereinbringung rückständiger Lei-
stungen des Schuldners binnen drei Mona-
ten die Zwangsversteigerung der verpfän-
deten Liegenschaft (des verpfändeten Woh-
nungseigentums beziehungsweise Bau-
rechtes) einzuleiten und zu betreiben,

2. wenn im Grundbuch zugunsten des Landes

a) die Verpflichtung des Schuldners angemerkt
ist, alle Pfandrechte, die dem Pfandrecht
für die Forderung vorangehen, für die das
Land die Bürgschaft übernehmen soll," nach
Tilgung der ihnen zugrunde liegenden For-
derungen vorbehaltlos löschen zu lassen
und

b) das Verbot einverleibt ist, die Liegenschaft
(das Wohnungseigentum, Baurecht) durch
ein Rechtsgeschäft unter Lebenden an Per-
sonen zu übertragen, die in bezug auf die
Liegenschaft als Förderungswerber nicht in
Betracht kommen können, und

3. wenn im Schuldschein über das zu verbür-
gende Hypothekardarlehen

a) der Schuldner sich verpflichtet, außer-
ordentliche Tilgungen der bücherlich im
Range vorangehenden Hypothekardarlehen
vor vollständiger Tilgung des zweit- oder
nachrangigen Hypothekardarlehens nur mit
Zustimmung des Landes vorzunehmen,

b) dem Gläubiger mindestens für den Fall,
daß der Schuldner mit vertragsmäßigen
Zahlungen aus dem zu verbürgenden Hypo-
thekardarlehen rückständig ist und der
Gesamtbetrag der rückständigen Annui-
täten die Höhe zweier Halbjahresannui-
täten erreicht, das Recht eingeräumt ist,
dieses Hypothekardarlehen sofort fällig zu
stellen, und

c) dem Gläubiger für den Fall, daß der
Schuldner die Baulichkeit nicht in gutem
Zustand erhält oder sie in einer den Be-
stimmungen der §§ 1 und 2 widerspre-
chenden Weise eigenmächtig umändert oder
verwendet oder entgegen dem gemäß Z. 2
lit. b einverleibten Verbot die Liegenschaft
(das Wohnungseigentum, Baurecht) über-
trägt, das Recht eingeräumt ist, das zu ver-
bürgende Hypothekardarlehen sofort fäl-
lig zu stellen.

§ 18. Der Betrag des zu verbürgenden Hypo-
thekardarlehens darf 60 v. H. der Gesamtbau-
kosten (§ 2 Z. 10) nicht überschreiten.

§ 19. (1) Die Bürgschaft (§ 1346 ABGB.) hat
sich auf den Darlehensbetrag samt allen schuld-
scheinmäßigen Nebengebühren, bei Zinsen, Ver-

zugs- und Zinseszinsen jedoch nur auf nicht
länger als drei Jahre vom Zeitpunkt der außer-
gerichtlichen Geltendmachung des Anspruches
aus der Bürgschaft zurückliegende Rückstände,
bei sonstigen vertragsmäßigen Nebengebühren
nur bis zur Höhe der im Darlehensvertrag für
Nebengebühren vereinbarten Sicherstellung zu
erstrecken.

(2) Der Gläubiger kann die Ansprüche aus der
Bürgschaft gegen das Land geltend machen, wenn
der Schuldner trotz Mahnung des Gläubigers
mittels eingeschriebenen Briefes seine Verbind-
lichkeit nicht erfüllt hat, und zwar auch dann,
wenn gegen den Schuldner Zwangsverwaltung
oder Zwangsversteigerung eingeleitet wurde. Eine
vorhergehende Mahnung ist nicht erforderlich,
wenn über das Vermögen des Schuldners der
Konkurs oder das Ausgleichsverfahren eröffnet
oder der Schuldner unbekannten Aufenthaltes ist
und den Gläubiger hinsichtlich der nicht recht-
zeitigen Geltendmachung seiner Forderung keine
grobe Nachlässigkeit trifft.

(3) Ist die Zwangsverwaltung der verpfändeten
Liegenschaft (des verpfändeten Wohnungseigen-
tums, Baurechtes) bewilligt worden und reichen
die Verwaltungserträgnisse zur Deckung der fäl-
ligen Verpflichtungen des Schuldners aus dem
verbürgten Darlehen nicht aus, so hat das Land
den Ausfall im Rahmen der Bürgschaft (Abs. 1)
zu ersetzen.

(4) Im Falle der Zwangsversteigerung der ver-
pfändeten Liegenschaft (des verpfändeten Woh-
nungseigentums, Baurechtes) hat das Land ohne
Rücksicht darauf, ob die verbürgte Forderung
fällig ist oder nicht, den Ausfall zu ersetzen,
soweit die Forderung bei der Meistbotsverteilung
keine Deckung findet.

(5) Ersteht der Gläubiger des verbürgten
Hypothekardarlehens die Liegenschaft (das Woh-
nungseigentum, Baurecht) und überträgt er diese
Liegenschaft (dieses Baurecht) durch ein oder
mehrere entgeltliche Rechtsgeschäfte binnen fünf
Jahren nach Rechtskraft des Zuschlages, so hat
er den gegenüber dem Meistbot erzielten Mehr-
erlös bis zur Höhe des vom Land ersetzten Aus-
falles diesem zurückzuerstatten. Hiebei sind die
den Wert der Liegenschaft (des Wohnungseigen-
tums, Baurechtes) erhöhenden Aufwendungen
und die dem Gläubiger aus der Erstehung der
Liegenschaft (des Wohnungseigentums, Baurech-
tes) erwachsenen Ausgaben von dem Mehrerlös
abzuziehen.

(6) Erleidet der Gläubiger durch eine mit dem
Schuldner über dessen schuldscheinmäßige Ver-
pflichtungen aus dem verbürgten Hypothekar-
darlehen abgeschlossene Vereinbarung einen Aus-
fall, so hat ihn das Land nur zu ersetzen, wenn
die Landesregierung der Vereinbarung zu-
gestimmt hat.
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(7) Das Land hat binnen drei Monaten nach
außergerichtlicher Geltendmachung des Anspru-
ches aus der Bürgschaft (Abs. 2) Zahlung zu
leisten.

(8) Wird die Forderung aus dem verbürgten
Hypothekardarlehen ohne Zustimmung der Lan-
desregierung ganz oder teilweise eingelöst (§§ 462,
1422 und 1423 ABGB.), so erlischt die Bürgschaft
für den eingelösten Betrag.

(9) Insoweit im Rahmen der Bürgschaft ein
Ausfall ersetzt wird, ist der hierfür aufgewen-
dete Betrag, soweit er nicht anderweitig einge-
bracht werden kann, aus Förderungsmitteln ab-
zudecken.

§ 20. Hypothekardarlehen, die nach den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes vom Land
verbürgt werden, gelten als mündelsichere An-
lagen.

§ 21. Das Land kann den mit dem Gläubiger
abgeschlossenen Bürgschaftsvertrag dreimonatig
kündigen, wenn der Gläubiger des verbürgten
Hypothekardarlehens die gemäß § 17 Z. 1 über-
nommenen Verpflichtungen nicht erfüllt hat.

Eigentumsbeschränkung

§ 22. (1) Wurde die Errichtung einer Baulich-
keit durch Gewährung eines Darlehens oder
durch Übernahme einer Bürgschaft für Hypothe-
kardarlehen gefördert, so hat der Liegenschafts-
eigentümer (Miteigentümer, Wohnungseigen-
tümer, Bauberechtigte) ein Veräußerungsverbot
zugunsten des Landes im Grundbuch einverleiben
zu lassen; dieses Veräußerungsverbot wirkt gegen
Dritte und bindet auch die Rechtsnachfolger.

(2) Ist das Veräußerungsverbot einverleibt, so
kann das Eigentum (Miteigentum, Wohnungs-
eigentum, Baurecht) an der Liegenschaft inner-
halb von zehn Jahren nach seiner Eintragung im
Grundbuch durch Rechtsgeschäft unter Lebenden
nur mit schriftlicher Zustimmung des Landes
übertragen werden. Die Zustimmung ist zu ver-
weigern,

a) wenn auf der Liegenschaft ein Eigenheim
gemäß § 2 Z. 1 lit. a und b oder Eigen-
tumswohnungen errichtet wurden und
diese nicht für Wohnzwecke des Bewerbers
oder der ihm nahestehenden Personen im
Sinne des § 2 Z. 1 lit. b oder seiner Dienst-
nehmer bestimmt sind;

b) wenn der Bewerber um ein Eigenheim oder
um Wohnungseigentum keine begünstigte
Person ist, es sei denn, daß als Bewerber
eine gemeinnützige Bauvereinigung in Aus-
übung eines Wiederkaufsrechtes auftritt;

c) wenn der Bewerber um ein Eigenheim oder
um Wohnungseigentum weder die österrei-
chische Staatsbürgerschaft besitzt noch ab
Volksdeutscher (§ 23 Z. 1) gilt, oder wenn

vom Bewerber nach seinen Erwerbs- und
Vermögensverhältnissen nicht erwartet
werden kann, daß er das gewährte und das
verbürgte Darlehen tilgungsplanmäßig ab-
statten wird.

(3) Das Land hat die Einwilligung zur vor-
zeitigen Löschung des Veräußerungsverbotes
(Abs. 1) auf Antrag des Liegenschaftseigentümers
(Bauberechtigten) zu erteilen, wenn das Darlehen
(§ 11 ff.) zurückgezahlt oder die übernommene
Bürgschaft (§ 16 ff.), erloschen ist, spätestens
jedoch nach Ablauf von zehn Jahren.

Förderungswerber

§ 23. Eine Förderung kann nur den nachfol-
genden Personen (Förderungswerbern) gewährt
werden:

1. natürlichen Personen, welche die österrei-
chische Staatsbürgerschaft besitzen, sofern es sich
um die Gewährung von Wohnbeihilfen, die Er-
richtung von Eigenheimen, von Klein- und Mit-
telwohnungen (Geschäftsräumen) im Wohnungs-
eigentum oder in Miete handelt, wobei im letzt-
genannten Falle eine Klein- oder Mittelwohnung
(Geschäftsraum) vom Alleineigentümer selbst in
Benützung genommen werden kann. Volks-
deutsche, das sind Personen deutscher Sprach-
zugehörigkeit, die staatenlos sind oder deren
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist, sind den öster-
reichischen Staatsbürgern gleichgestellt;

2. Gemeinden und gemeinnützigen Bauver-
einigungen, sofern es sich um die Errichtung von
Klein- und Mittelwohnungen (Geschäftsräumen)
in Miete oder als Genossenschaftswohnungen
oder von Heimen handelt;

3. Gemeinden, gemeinnützigen Bauvereinigun-
gen und anderen juristischen Personen, wenn sie
ihren Sitz im Inland haben und die von ihnen
zu errichtenden Eigenheime zur Übertragung an
begünstigte Personen ins Eigentum oder die in
sonstigen Baulichkeiten zu errichtenden Klein-
oder Mittelwohnungen (Geschäftsräume) zur
Übertragung an begünstigte Personen ins Woh-
nungseigentum bestimmt sind oder wenn sie
ohne Begründung von Wohnungseigentum Klein-
oder Mittelwohnungen für ihre Dienstnehmer
errichten;

4. Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögensmassen, die nach der Satzung, Stiftung
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließlich und
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder
mildtätigen Zwecken dienen (§ 5 Abs. 1 Z. 6 Kör-
perschaftsteuergesetz 1966, BGBl. Nr. 156), so-
fern es sich um die Errichtung von Heimen (§ 1
Abs. 1 lit. b) handelt.

Wohnbauförderungsbeirat

§ 24. (Grundsatzbestimmung) (1) Zur Begut-
achtung der Begehren auf Gewährung einer För-
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derung und von Fragen der Wohnbauförderung,
die von grundlegender Bedeutung sind, hat das
Land einen Wohnbauförderungsbeirat zu be-
stellen.

(2) Der Wohnbauförderungsbeirat hat seiner
Zusammensetzung und Mitgliederzahl nach der
Zusammensetzung und Mitgliederzahl der Lan-
desregierung zu entsprechen. Die Mitglieder wer-
den von der Landesregierung auf die Dauer ihrer
Amtszeit über Vorschlag der in der Landesregie-
rung vertretenen politischen Parteien bestellt.
Ein Mitglied des Beirates soll ein Vertreter einer
Familienorganisation (§ 3 Abs. 2 Z. 1 des Bun-
desgesetzes über die Errichtung eines familien-
politischen Beirates beim Bundeskanzleramt,
BGBl. Nr. 112/1967) sein. Für jedes Mitglied ist
ein Ersatzmitglied zu bestellen, das das Mitglied
bei dessen Verhinderung vertritt. Mitglieder des
Beirates sind in dessen Sitzungen von der Bera-
tung und Abstimmung in einzelnen Fällen aus-
geschlossen, wenn wichtige Gründe vorliegen,
die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit in
Zweifel zu setzen (§ 7 Abs. 1 AVG. 1950, BGBl.
Nr. 172).

(3) Die Mitgliedschaft zum Beirat ist ein un-
besoldetes Ehrenamt.

Verwendung der Förderungsmittel

§ 25. Die Länder haben zwei Drittel der För-
derungsmittel zur Förderung der Errichtung von
Eigenheimen und Eigentumswohnungen (Ge-
schäftsräume) zu verwenden. Reichen die hiefür
vorliegenden Begehren nicht aus, sind die nicht
verbrauchten Mittel für die Förderung anderer
Bauvorhaben nach diesem Bundesgesetz zu ver-
wenden. Vor Aufteilung der Förderungsmittel
sind die zur Gewährung von Wohnbeihilfen nach
§ 15 erforderlichen Mittel in Abzug zu bringen.

Kontrollrechte des Bundes

§ 26. (1) Die Länder haben über die widmungs-
gemäße Verwendung der Förderungsmittel sowie
über ihre sonstige Tätigkeit nach diesem Bundes-
gesetz für jedes Jahr längstens bis 30. Juni des
folgenden Jahres den Bundesministerien für
Finanzen sowie für Bauten und Technik einen
Bericht zu erstatten. Dem Bericht ist eine Aufstel-
lung über die geförderten Wohnhausbauten an-
zuschließen.

(2) Das Bundesministerium für Bauten und
Technik ist berechtigt, durch seine Organe die
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zu
überwachen. Die Länder sind verpflichtet, den
Organen des Bundesministeriums für Bauten und
Technik auf Verlangen in die bezughabenden
Geschäftsstücke, sonstigen Unterlagen und Belege
Einsicht zu gewähren, die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und die Besichtigung der ge-
förderten Baulichkeiten zu ermöglichen.

Begehren und Anträge

§ 27. (1) Begehren auf Gewährung eines Dar-
lehens, auf Übernahme einer Bürgschaft für ein
Hypothekardarlehen und Anträge auf Gewäh-
rung einer Wohnbeihilfe sind an das Amt der
Landesregierung zu richten.

(2) Den Begehren auf Gewährung eines Dar-
lehens gemäß § 11 Abs. 1 und auf Übernahme
einer Bürgschaft sind alle zur Beurteilung und
Überprüfung des Bauvorhabens erforderlichen
Unterlagen anzuschließen, insbesondere der
Nachweis, daß das Bauvorhaben von der Bau-
behörde bereits genehmigt ist, ferner ein Grund-
buchsauszug und der Grundbesitzbogen hinsicht-
lich der Bauliegenschaft, die baubehördlich ge-
nehmigten Bau- und Lagepläne, die Baubeschrei-
bung und eine zergliederte Darstellung (Kosten-
berechnung) der zur Ausführung des Baues not-
wendigen Gesamtkosten und der Finanzierungs-
plan.

(3) Ist das benannte Bauvorhaben ein Wohn-
haus mit mehr als einer Wohnung, ist anzugeben,
ob die Wohnungen (Geschäftsräume) im Woh-
nungseigentum, in Miete oder sonst in Nutzung
vergeben werden sollen.

(4) Dem Antrag auf Gewährung einer Wohn-
beihilfe sind die Nachweisungen über Familien-
einkommen anzuschließen und die Anzahl der
im Haushalt lebenden Familienmitglieder anzu-
geben.

(5) Das Einkommen (§ 2 Abs. 1 Z. 11) ist
nachzuweisen:

a) von Personen, die zur Einkommensteuer
veranlagt werden, durch Vorlage der über
die drei letzten Jahre vorliegenden Steuer-
bescheide,

b) von Personen, die nicht zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, durch eine Bestä-
tigung des Arbeitgebers (der Arbeitgeber),

wobei jeweils eine Erklärung über allfällige
steuerfreie oder ausländische Einkünfte abzu-
geben ist. Bei der Prüfung des Einkommens
können noch weitere Nachweisungen verlangt
werden.

Erledigung der Begehren und Anträge

§ 28. (1) Vor Erledigung der Begehren auf
Gewährung der Förderung hat die Landesregie-
rung den Wohnbauförderungsbeirat anzuhören.

(2) Ein Begehren oder Antrag auf Förderung
gilt als eingebracht, wenn diesem die in § 27
jeweils angeführten Unterlagen angeschlossen
sind,

(3) Die Landesregierung hat die vom Förde-
rungswerber vorgelegten Unterlagen insbeson-
dere auch vom bauwirtschaftlichen und bautech-
nischen Standpunkt aus zu überprüfen. Bei Zu-
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sicherung der Förderung dürfen Bauvorhaben
unter fünfzig Klein- oder Mittelwohnungen nur
auf Begehren des Förderungswerbers geteilt wer-
den.

(4) Die Landesregierung hat die Begehren einer
Erledigung zuzuführen. Im Falle der aufrechten
Erledigung eines Begehrens hat die Landesregie-
rung dem Förderungswerber eine schriftliche Zu-
sicherung zu erteilen. Mit der schriftlichen Zu-
sicherung erwirbt der Förderungswerber einen
Anspruch auf die Förderung.

(5) In der schriftlichen Zusicherung können
Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden,
die der Sicherung der Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes und des diesem
zugrunde liegenden Förderungszweckes dienen.

(6) Das Land hat ein Verzeichnis der behan-
delten Begehren auf Gewährung eines Darlehens
gemäß § 11 Abs. 1 mit dem Beifügen, ob ihnen
entsprochen wurde oder nicht, im Amtsblatt
halbjährlich zu veröffentlichen.

Widerruf der Zusicherung der Förderung

§ 29. Die Zusicherung der Förderung kann
widerrufen werden, wenn die in der schriftlichen
Zusicherung festgesetzten Bedingungen vom För-
derungswerber nicht erfüllt werden. Der Wider-
ruf der Zusicherung des Darlehens ist nur zu-
lässig, solange Darlehensbeträge noch nicht zu-
gezählt sind.

Verfügungsbeschränkung

§ 30. Über den Anspruch des Förderungs-
werbers aus der schriftlichen Zusicherung der
Landesregierung kann weder durch Abtretung,
Anweisung oder Verpfändung noch auf irgend-
eine andere Weise unter Lebenden verfügt wer-
den. Dieser Anspruch kann auch nicht von Drit-
ten in Exekution gezogen werden.

Rückzahlung

§ 31. Hat ein Miteigentümer, dem Wohnungs-
eigentum an einer nach diesem Bundesgesetz ge-
förderten Klein- oder Mittelwohnung (Geschäfts-
raum) eingeräumt ist, den auf seinen Miteigen-
tumsanteil entfallenden Darlehensteilbetrag zu-
rückgezahlt, so ist er von seiner persönlichen
Haftung für das Darlehen zu befreien; das Land
hat in die Einverleibung der Löschung des Pfand-
rechtes einzuwilligen.

Mietzinsbildung

§ 32. (1) Im Falle der Vermietung einer mit
Förderungsmitteln nach diesem Bundesgesetz er-
richteten Wohnung oder Geschäftsräumlichkeit
gelten die Bestimmungen des Mietengesetzes mit
den in den nachfolgenden Abs. 2 bis 6 getrof-
fenen Änderungen. Sofern der Vermieter eine

gemeinnützige Bauvereinigung ist, finden die Be-
stimmungen des Mietengesetzes hinsichtlich der
Mietzinsbildung sowie die nachfolgenden Absätze
nicht Anwendung.

(2) Der Hauptmietzins, den der Vermieter
begehren kann, besteht:

1. aus dem Betrag, der nach der Endabrech-
nung (§ 34 Abs. 2) zur Abstattung (Amortisa-
tion) der auf den einzelnen Mietgegenstand ent-
fallenden Annuitäten und der Eigenmittel des
Vermieters erforderlich ist;

2. aus dem Betrag, der nach der Endabrechnung
(§ 34 Abs. 2) zur Tilgung und Verzinsung der
auf den einzelnen Mietgegenstand entfallenden
sonstigen Darlehen (Fremdmittel) erforderlich
ist;

3. aus einem Anteil der Grund- und Auf-
schließungskosten ;

4. aus einem Anteil der zur ordnungsmäßigen
Erhaltung des Hauses notwendigen Kosten.

(3) Bei Berechnung der im Abs. 2 genannten
Beträge und Kosten sind zugrunde zu legen:

1. für die aufgewendeten sonstigen Darlehens-
beträge (Fremdmittel) die im Schuldschein (den
Schuldscheinen) vereinbarte Laufzeit und die ver-
einbarten Zinsen bis zu einer Höhe von jährlich
3 1/2 v. H. über der von der Oesterreichischen
Nationalbank festgesetzten Bankrate;

2. für die aufgewendeten Eigenmittel des Ver-
mieters und die Aufschließungskosten ein Amor-
tisationszeitraum von 20 Jahren und Zinsen in
der Höhe von jährlich 4 v. H., somit eine Annui-
tät von 7'1 v. H.;

3. für die Grundkosten jährlich 2 v. H. des
unmittelbar vor dem Baubeginn geltenden Ein-
heitswertes;

4. für die Kosten der ordnungsmäßigen Erhal-
tung des Hauses jährlich S 5'— je Quadratmeter
der Nutzfläche des Hauses. Dieser Betrag ver-
mindert sich um die aus der Vermietung von
Ein- und Abstellplätzen erzielten Einnahmen und
erhöht sich um die in Abs. 2 Z. 1 und 2 genann-
ten Beträge, sobald sie nicht mehr zur Amorti-
sation der Eigenmittel, der Tilgung der sonstigen
Darlehen (Fremdmittel) oder des Darlehens zu
verwenden sind.

(4) Der Anteil des einzelnen Mietgegenstandes
ist bei den in Abs. 2 Z. 3 und 4 genannten Be-
trägen sowie bei den Betriebskosten (§ 2 Abs. 2
des Mietengesetzes) und den öffentlichen Ab-
gaben (§ 2 Abs. 1 lit. c des Mietengesetzes) nach
dem Verhältnis der Nutzfläche des einzelnen
Mietgegenstandes (§ 2 Abs. 1 Z. 8) sowie der
ohne Förderung errichteten Räume zur Nutz-
fläche aller Räume des Hauses zu berechnen.
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(5) Übersteigen die zur ordnungsmäßigen Er-
haltung des Hauses (§ 6 des Mietengesetzes)
erforderlichen Auslagen den im Abs. 3 Z. 4 ge-
nannten Betrag auch unter Heranziehung der in
den letzten fünf Jahren nicht zur ordnungs-
mäßigen Erhaltung des Hauses verwendeten
Teile dieses Betrages, so ist dieser Betrag zur
Deckung des Fehlbetrages nach den Bestimmun-
gen des § 7 des Mietengesetzes zu erhöhen.

(6) Bis zur Rückzahlung der Förderungsmittel
sind die Bestimmungen der §§ 16 und 16 a des
Mietengesetzes nicht anzuwenden.

Bauausführung und Bauaufsicht

§ 33. (1) Mit dem Bau darf vor Zusicherung
der Förderung nur mit schriftlicher Zustimmung
des Landes begonnen werden. Das Land darf
eine solche Zustimmung nur in Fällen erteilen,

a) wenn es sich um die Errichtung eines
Eigenheimes handelt,

b) wenn der Förderungswerber eine natür-
liche Person ist,

c) wenn die Voraussetzungen für eine auf-
rechte Erledigung des Antrages gegeben
sind und

d) wenn der Förderungswerber sich schriftlich
mit der Bauaufsicht durch das Land ein-
verstanden erklärt.

(2) Der Förderungswerber kann aus der
schriftlichen Zustimmung des Landes zum vor-
zeitigen Baubeginn einen Anspruch auf Förde-
rung nicht ableiten.

(3) Der Bau ist nach den der Zusicherung (der
schriftlichen Zustimmung zum vorzeitigen Bau-
beginn) zugrunde gelegten Bauplänen, der Bau-
beschreibung und der Kostenberechnungen aus-
zuführen. Wird die Verwendung von Mitteln
aus der Wohnbauförderung auf Tafeln ersicht-
lich gemacht, ist in der Aufschrift zum Ausdruck
zu bringen, daß die Baulichkeit unter Verwen-
dung von zweckgebundenen Bundeszuschüssen
gefördert wird.

(4) Das Land hat die Einhaltung der bedun-
genen Bauausführung sowie die ordnungsmäßige
Erhaltung und bestimmungsmäßige Verwendung
der geförderten Baulichkeiten — insbesondere
im Hinblick auf die Bestimmungen des Abs. 3 —
zu überwachen. Die Bauaufsicht erstreckt sich auf
die Dauer der Förderungsmaßnahme.

Endabrechnung

§ 34. (1) Nach Vollendung der Bauführung
hat der Förderungswerber ohne Verzug, läng-
stens jedoch ein Jahr nach Erteilung der Be-
nützungsbewilligung, die Endabrechnung über
den Bau dem Amt der Landesregierung vorzu-
legen. Legt der Förderungswerber die Endab-
rechnung nicht fristgerecht vor, so kann das Amt
der Landesregierung die Gesamtbaukosten durch

einen befugten Ziviltechniker auf Kosten des
Förderungswerbers feststellen lassen und der
Endabrechnung zugrunde legen.

(2) In der Endabrechnung sind die Baukosten
für die einzelnen Wohnungen oder Geschäfts-
räume des Hauses anzugeben. Die Landesregie-
rung hat dem Förderungswerber die auf die ein-
zelnen Wohnungen und Geschäftsräume ent-
fallenden Annuitäten mitzuteilen.

Gebührenbefreiung

§ 35. (1) Die durch dieses Bundesgesetz un-
mittelbar veranlaßten Schriften und Rechtsge-
schäfte sind von den Stempel- und Rechtsgebüh-
ren befreit.

(2) Die gerichtlichen Eingaben und die grund-
bücherlichen Eintragungen zur pfandrechtlichen
Sicherstellung von Hypothekardarlehen, die zur
Finanzierung der nach diesem Bundesgesetz ge-
förderten Bauvorhaben erforderlich sind, sind
von den Gerichtsgebühren befreit.

(3) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 2 gilt
auch für die Förderung der Errichtung von
Klein- und Mittelwohnungen sowie von Heimen
und Geschäftsräumen gemäß § 1 Abs. 1 und 2,
die auf Grund von Landesgesetzen durch die
Länder oder durch Fonds, deren Abgang die
Länder zu decken haben, erfolgt.

Obergangsbestimmungen

§ 36. (1) Mit 1. Jänner 1968 verlieren ihre
Wirksamkeit

a) das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 130/1948, zuletzt geändert durch
die Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz-Novelle
1967, BGBl. Nr. 54, mit Ausnahme der
Bestimmungen der §§ 2, 3, 4, 7 Abs. 1 Z. 2
und 3, 7 a, 7 b, 8, 8 a, 9, 10, 13, 14, 15
Abs. 4 bis 19, 19, 20, 21, 22, 24, 25, 26,
29, 31, 31 a und 34.

b) 1. das Gesetz vom 22. Dezember 1910,
RGBl. Nr. 242,

2. das Gesetz vom 25. Jänner 1919,
StGBl. Nr. 45, mit Ausnahme der Bestim-
mungen des § 1,

3. das Bundesgesetz vom 15. April 1921,
betreffend Ausgestaltung des Staatlichen
Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds, BGBl. Nr. 252,
in der Fassung des Bundesgesetzes vom
25. Jänner 1967, BGBl. Nr. 55, mit Aus-
nahme der Bestimmungen der §§ 3, 14
Abs. 1, 15, 15 a, 19, 21 und 24;

c) das Wohnbauförderungsgesetz 1954, BGBl.
Nr. 153, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 15. Dezember 1966, BGBl. Nr. 4/
1967, mit Ausnahme der Bestimmungen
der §§ 2, 6, 13, 14, 15, 19, 20, 21, 22
Abs. 3, 23, 25, 26, 29 Abs. 4, 32, 33, 34,
35, 36, 38, 39 und 40.
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(2) Wird eine Eigentumswohnung (Geschäfts-
lokal), die aus Mitteln des Wohnhaus-Wieder-
aufbaufonds errichtet wurde, durch Rechtsge-
schäft unter Lebenden von dem jeweiligen Eigen-
tümer auf einen mit diesem weder im Verhält-
nis eines Verwandten in gerader Linie noch in
dem des Ehegatten stehenden Erwerber über-
tragen, so hat der Erwerber, wenn das Fonds-
darlehen auf 100 Jahre gewährt wurde, 25 v. H.,
wenn es auf 75 Jahre gewährt wurde, 15 v. H.
und wenn es auf 50 Jahre gewährt wurde,
10 v. H. der noch offenen Darlehensschuld zu-
rückzubezahlen. Ferner erhöhen sich bisher vor-
geschriebene Tilgungsraten von 1 v. H. auf
4 v. H. und von 1 v. H. auf 3 v. H. Die Be-
stimmung des § 15 Abs. 7 Wohnhaus-Wieder-
aufbaugesetz findet hiebei nicht Anwendung.

(3) Die beim Wohnhaus-Wiederaufbaufonds
und beim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds er-
liegenden, bis zum Tage der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes eingebrachten und am 1. Jänner
1968 noch keiner Erledigung zugeführten An-
träge auf Gewährung von Fondshilfen sind den
Ländern zur Erledigung zu übermitteln. Zustän-
dig zur Erledigung eines Antrages ist jenes Land,
in dessen Gebiet das projektierte Bauvorhaben
liegt. Die Länder haben diese Anträge sowie die
am 1. Jänner 1968 noch nicht erledigten An-
träge nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1954
in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes jedoch mit der Maßgabe zu
erledigen, daß bei Anträgen nach dem Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetz das Darlehen gemäß § 11
Abs. 1 75 v. H. der Gesamtbaukosten beträgt
und Geschäftsräume ohne den Einschränkungen
des § 1 Abs. 2 bis zu jenem Ausmaß gefördert
werden können, das dem Verhältnis der Ge-
schäftsräume zu den Wohnräumen im Altbestand
entspricht. Als Förderungswerber gilt der An-
tragsteller. Nicht anzuwenden sind die §§ 1
Abs. 1 hinsichtlich der Worte „für die nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
förderungswürdigen Bevölkerungskreise (§ 8)",
7, 8 Abs. 2 bis 4, 13 Abs. 1 lit. c, 23 und 25
dieses Bundesgesetzes. Die übrigen Vorschriften
gelten mit der Maßgabe, daß die für begünstigte
Personen geltenden Bestimmungen auf alle na-
türlichen Personen sinngemäß anzuwenden sind.

(4) Wird ein beim Wohnhaus-Wiederaufbau-
fonds eingereichter Antrag auf Gewährung einer
Fondshilfe, welcher von diesem bis 1. Jänner
1968 noch keiner aufrechten Erledigung zuge-
führt worden ist, vom Land nach den Bestim-
mungen des Wohnbauförderungsgesetzes 1968
aufrecht erledigt, so hat das Land für jene Klein-
oder Mittelwohnungen, an denen unter sinn-
gemäßer Anwendung des § 20 des Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetzes Altmietrechte bestehen
oder die zur Unterbringung eines Altmieters
dienen, der seine frühere Wohnung nicht er-
halten hat, es sei denn, daß er bereits Mieter
(Inhaber) einer Wohnung oder eines Eigenheimes

oder einer Eigentumswohnung ist, die unter
Berücksichtigung der allgemeinen Wohnungsver-
hältnisse seinem Familienstand oder seinen be-
ruflichen oder persönlichen Verhältnissen und
denen der zu seinem Hausstand gehörigen Per-
sonen entspricht, wobei diese Bestimmungen
sinngemäß auch für den Hauseigentümer hin-
sichtlich der von ihm im Zeitpunkt der Kriegs-
einwirkung benützten Wohnung anzuwenden
sind, Darlehen in der Höhe von 100 v. H. der
Gesamtbaukosten zu gewähren.

(5) Zur Abdeckung der jeweils fällig werden-
den Verpflichtungen des Wohnhaus-Wiederauf-
baufonds und des Bundes-Wohn- und Siedlungs-
fonds sowie zur Deckung der Kosten der Ab-
wicklung dieser Fonds ist zunächst das Vermögen
dieser Fonds, soweit es in Bargeld, Einlagen,
Wertpapieren und Gesellschaftsanteilen besteht,
heranzuziehen. Reichen diese Mittel zur Ab-
deckung der genannten Verpflichtungen und
Kosten der Abwicklung nicht aus, so sind die
Rückflüsse aus gewährten Fondshilfemaßnahmen
heranzuziehen. Insofern auch diese nicht ausrei-
chen, sind den beiden Fonds die hiefür benötig-
ten Mittel vom Bundesministerium für Finanzen
bereitzustellen. Zu diesem Zweck hat das Bun-
desministerium für Finanzen vor Zuteilung der
für Zwecke dieses Bundesgesetzes einfließenden
Bundesmittel an die Länder gemäß § 5 die von
den beiden Fonds benötigten Mittel aus den Ein-
gängen gemäß § 4 Abs. 1 lit. b, soweit diese für
den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds vorgesehen
waren, und lit. c bis e in Abzug zu bringen. Das
Bundesministerium für Bauten und Technik hat
dem Bundesministerium für Finanzen bis späte-
stens 1. Juli jeden Jahres die Höhe der im Laufe
des folgenden Kalenderjahres fälligen Verpflich-
tungen, soweit sie aus Bundesmitteln zu decken
sein werden, bekanntzugeben.

(6) Die gemäß § 3 für Zwecke dieses Bundes-
gesetzes einfließenden Mittel sind bis zur Erledi-
gung der den Ländern nach Abs. 3 übermittelten
Anträge sowie der Anträge nach den Bestimmun-
gen des Wohnbauförderungsgesetzes 1954 aufzu-
teilen. Die Eingänge gemäß § 4 Abs. 1 lit. b,
soweit sie für den Wohnhaus-Wiederaufbau-
fonds vorgesehen waren, und lit. d und e sind
zur Erledigung der Anträge um Fondshilfe nach
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, die Ein-
gänge gemäß § 4 Abs. 1 lit. c zur Erledigung
der Anträge um Fondshilfe nach den Bestim-
mungen des Bundesgesetzes, betreffend Ausge-
staltung des Staatlichen Wohnungsfürsorgefonds
zu einem Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds
sowie die übrigen Bundes- und Landesmittel zur
Erfüllung der Verpflichtungen und zur Erledi-
gung der Anträge auf Förderung nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1954 sowie zur Ge-
währung einer Förderung nach dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1968 zu verwenden. Die den
Ländern nach Abs. 3 übermittelten Anträge sind
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nach Maßgabe ihres chronologischen Einlangens
bei den für die Einreichung der Anträge zustän-
dig gewesenen Stellen dem Wohnbauförderungs-
beirat zur Begutachtung vorzulegen und in dieser
Reihenfolge zu erledigen. Sind die nach dem
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz oder nach den
Bestimmungen über den Bundes-Wohn- und
Siedlungsfonds gestellten Anträge erledigt, so
sind die dadurch frei werdenden Mittel zur Er-
ledigung der noch offenen Anträge nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1954 und für die
Wohnbauförderung 1968 heranzuziehen.

(7) Soweit die Rückflüsse aus Fondshilfemaß-
nahmen zur Erfüllung der jeweils fällig werden-
den Verpflichtungen der Fonds sowie zur Ab-
deckung der Kosten ihrer Abwicklung nicht be-
nötigt werden, sind sie den Ländern nach dem
im § 5 angeführten Zuteilungsschlüssel für
Zwecke dieses Bundesgesetzes bis 10. Mai jeden
Jahres zu überweisen.

(8) Der Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und
der Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds sind vom
Bundesministerium für Bauten und Technik im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen durch eine mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates zu erlassende
Verordnung aufzulösen, wenn nach Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben die Abrechnung ergibt, daß
alle Verpflichtungen der Fonds berichtigt sind.
Ein allfälliger Vermögensrest ist den Ländern
nach dem im § 5 angeführten Zuteilungsschlüssel
für Zwecke dieses Bundesgesetzes zu überweisen.

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung

§ 37. (1) Die Bestimmungen des § 24 dieses
Bundesgesetzes treten gegenüber den Ländern
für die Ausführungsgesetzgebung mit dem Tage
der Kundmachung in Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
grundsatzgesetzlichen Bestimmungen sind binnen
sechs Monaten vom Tage der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes an gerechnet zu erlassen.
Die Ausführungsgesetze der Länder treten
frühestens am 1. Jänner 1968 in Kraft.

§ 38. Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im § 37
nicht anders bestimmt ist, am 1. Jänner 1968 in
Kraft.

§ 39. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind hinsichtlich der Bestimmungen

1. des § 5 Abs. 4 zweiter Satz, des § 6 Abs. 3
zweiter und dritter Satz, des § 35 Abs. 1,
des § 36 Abs. 5 dritter und vierter Satz und
des § 36 Abs. 7 und 8 zweiter Satz das Bun-
desministerium für Finanzen,

2. des § 4, § 5 Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 und des
§ 6 Abs. 3 erster Satz das Bundesministe-
rium für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Bauten und
Technik,

3. des § 26 Abs. 2 erster Satz, des § 36 Abs. 1,
2 und 3 erster Satz und des § 36 Abs. 5
erster, zweiter und fünfter Satz das Bundes-
ministerium für Bauten und Technik,

4. des § 36 Abs. 8 erster Satz das Bundes-
ministerium für Bauten und Technik im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen,

5. des § 11 Abs. 4 zweiter und dritter Satz, des
§ 19 Abs. 2 bis 8, des § 20, des § 22 Abs. 1
und 2 erster Satz, des § 30 und des § 32
das Bundesministerium für Justiz,

6. des,§ 35 Abs. 2 und 3 das Bundesministe-
rium für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen und

7. soweit sich aus § 37 nichts anderes ergibt
und, sofern es sich — unbeschadet der Be-
stimmungen der §§ 2 Abs. 2, 11 Abs. 5
letzter Satz und § 15 Abs. 6 — nicht um
die Erlassung von Verordnungen handelt,
im übrigen die Landesregierung

betraut.

(2) Die Vertretung des Bundes als Träger von
Privatrechten zur Wahrung seiner Rechte gemäß
§ 5 Abs. 4 erster Satz obliegt dem Bundesmini-
sterium für Bauten und Technik.

Jonas
Klaus Kotzina Schmitz Klecatsky

2 8 1 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1967
über die Änderung mietrechtlicher Vor-

schriften (Mietrechtsänderungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Mietengesetz, BGBl. Nr. 210/1929, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz vom
12. Dezember 1955, BGBl. Nr. 241, wird in
folgender Weise geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 hat die Z. 5 zu lauten:

„5. zur Beherbergung von Personen, die in
einem anderen Gemeindegebiet ihren Wohnsitz
haben, auf höchstens ein halbes Jahr oder".

2. Im § 1 wird der folgende Abs. 3 neu ein-
gefügt:

„(3) Unbeschadet der Vorschriften des Abs. 2
gelten die Kündigungsbeschränkungen (§§ 19 bis
23) auch

1. für Räume der in Abs. 2 Z. 1, 2 und 7 be-
zeichneten Art, es sei denn, daß diese Räume
erst nach dem 31. Dezember 1967 durch Neu-,
Um-, Auf-, Ein- oder Zubau ohne Zuhilfenahme
öffentlicher Mittel neu geschaffen werden, und
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2. im Verhältnis zwischen Haupt- und Unter-
mieter, sofern der Untermieter mit Zustimmung
des Hauptmieters die untergemieteten Räume
ganz oder überwiegend mit Einrichtungsgegen-
ständen ausgestattet hat oder in den unter-
gemieteten Räumen mit seiner Familie eine selb-
ständige Wirtschaft oder Haushaltung führt."

3. Im § 1 erhalten die bisherigen Absätze „(3)",
„ (4)" und „(5)" die Absatzbezeichnungen „(4)",
„(5)" und „(6)"; der Abs. 4 (neue Bezeichnung)
hat zu lauten:

„(4) Auf Räume der im Abs. 1 bezeichneten
Art, die sich auf Eisenbahngrundstücken oder
Flugplätzen befinden und die nach ihrer Zweck-
bestimmung mit dem Betrieb der Eisenbahn oder
des Flugplatzes im Zusammenhang stehen, finden
die Bestimmungen der §§ 2 bis 18 a keine, die
Kündigungsbeschränkungen (§§ 19 bis 23) nur
insofern Anwendung, als der Mieter den Miet-
gegenstand mindestens seit dem 1. August 1914
innehat. Ob der Zusammenhang mit dem Betrieb
der Eisenbahn oder des Flugplatzes besteht, ent-
scheidet im Zweifel das Bundesministerium für
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen."

4. Im § 2 Abs. 1 hat die lit. a zu lauten:

„a) aus dem Hauptmietzins, der, auf das Jahr
gerechnet, für Wohnungen 1 S; für Ge-
schäftsräumlichkeiten ab dem 1. Jänner
1968 2 S und ab dem 1. Jänner 1969 3 S
für jede Krone des Jahresmietzinses für
1914 betragen kann.

Der Jahresmietzins für 1914 ist auf
Grund des Mietzinses zu ermitteln, der für
den Mietgegenstand am 1. August 1914
vereinbart war. Wird ein Mietgegenstand
mit einem einheitlichen Jahresmietzins für
1914 teils als Wohnung, teils als Geschäfts-
räumlichkeit verwendet, so darf nur der
für Wohnungen zulässige Mietzins ange-
rechnet werden, es sei denn, daß der
Mietgegenstand ausschließlich als Geschäfts-
räumlichkeit vermietet wurde oder daß die
Verwendung zu Geschäftszwecken die Ver-
wendung zu Wohnzwecken bedeutend
überwiegt;".

5. Im § 2 Abs. 2 haben die Z. 4 und die Z. 5
zu lauten:

„4. die Kosten der angemessenen Versicherung
des Hauses gegen Brandschaden (Feuerversiche-
rung) und Leitungswasserschäden sowie gegen
die gesetzliche Haftpflicht des Hauseigentümers
(Haftpflichtversicherung);

5. die Kosten der angemessenen Versicherung
des Hauses gegen andere Schäden, wie insbeson-
dere gegen Glasbruch hinsichtlich der Verglasung
der der allgemeinen Benutzung dienenden
Räume im Hause oder aller Außenfenster des

Hauses oder gegen Sturmschäden, falls minde-
stens zwei Drittel der Mieter — berechnet nach
der Zahl der im Zeitpunkt des Abschlusses der
Versicherung vermieteten Mietgegenstände —
dem Abschluß jeder dieser Versicherungen zu-
stimmen;".

6. Im § 2 Abs. 2 Z. 6 wird die Zitierung „(Ge-
setz vom 13. Dezember 1922, BGBl. Nr. 878)"
gestrichen.

7. Im § 2 Abs. 2 erhält die Z. „7" die Bezeich-
nung „8". Als neue Z. 7 wird eingefügt:

„7. die Auslagen für die Verwaltung des
Hauses einschließlich der Auslagen für Druck-
sorten u. dgl.; zur Deckung dieser Auslagen kann
der Vermieter, auf das Jahr gerechnet, 4 S je
Quadratmeter der Nutzfläche des Hauses in An-
rechnung bringen; als Nutzfläche des Hauses gilt
die Gesamtbodenfläche aller Wohnungen und
Geschäftsräumlichkeiten des Hauses abzüglich der
Wandstärken; Treppen, offene Balkone und
Terrassen sowie Keller- und Dachbodenräume,
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für
Wohn- oder Geschäftszwecke geeignet sind, sind
bei der Berechnung der Nutzfläche nicht zu be-
rücksichtigen;".

8. § 4 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Vermieter hat den Mietern oder
einem von ihnen namhaft gemachten Bevoll-
mächtigten in den Fällen einer gültig verein-
barten Pauschalverrechnung der Betriebskosten
und öffentlichen Abgaben (§12 Abs. 2) an jedem
1. Feber, in allen übrigen Fällen zu jedem Zins-
termin, an dem Betriebskosten oder öffentliche
Abgaben vorgeschrieben werden, Einsicht in die
Belege über die Höhe der Betriebskosten und der
öffentlichen Abgaben sowie über deren Auftei-
lung auf die Mieter zu gewähren. Durch die
Auflegung dieser Belege durch die folgenden
drei Tage beim Hausbesorger oder, falls ein sol-
cher nicht vorhanden ist, bei einem im Hause
wohnenden Mieter ist dieser Verpflichtung ent-
sprochen. Ist in einem Hause kein Hausbesorger
vorhanden und kein Mieter zur Auflegung
dieser Belege zur Einsichtnahme durch die
übrigen Mieter bereit, so kann der Vermieter
die Belege auch außerhalb des Hauses, jedoch
nur innerhalb derselben Gemeinde, auch an
einem sonst geeigneten Ort, wie insbesondere
auch in seinen Wohn- oder Geschäftsräumen
oder in den Kanzleiräumen des Hausverwalters,
zur Einsichtnahme auflegen. Sofern die Belege
nicht beim Hausbesorger aufgelegt werden, hat
der Vermieter den Ort der Auflegung den
Mietern auf eine hiezu geeignete Art rechtzeitig
bekanntzugeben. Kommt der Vermieter der Ver-
pflichtung zur Auflegung der Belege nicht nach,
so ist er auf Antrag eines Mieters vom Gericht
dazu zu verhalten (§ 29)."
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9. Im § 6 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„(1) Aus den von den Mietern zu entrichten-
den Hauptmietzinsen (§ 2 Abs. 1 lit. a) und den
Verrechnungspflichtigen Teilen der frei verein-
barten Mietzinse (§ 16) hat der Vermieter

1. die Auslagen für die ordnungsgemäße Er-
haltung des Hauses einschließlich der der ord-
nungsmäßigen Erhaltung dienenden Auslagen
für die Behebung von Kriegsschäden, die mit
Fondshilfe nicht behoben wurden oder werden,

2. die mit dem Eigentum des Hauses verbun-
dene Vermögensteuer samt Zuschlägen,

3. allfällige Verbesserungen des Hauses
zu bestreiten."

10. Im § 6 Abs. 3 werden die Worte „der
Mietkommission oder" gestrichen.

11. § 6 Abs. 5 entfällt.

12. § 7 hat zu lauten:

»§ 7. (1) Übersteigen die zur ordnungsmäßi-
gen Erhaltung des Hauses erforderlichen Aus-
lagen einschließlich des Erfordernisses nach § 6
Abs. 3 auch unter Heranziehung der in den
letzten fünf Jahren nicht zu den im § 6 Abs. 1
genannten Zwecken verwendeten Teile der
Hauptmietzinse die Summe der von den Mietern
zu entrichtenden Hauptmietzinse (§ 2 Abs. 1
lit. a) einschließlich der Verrechnungspflichtigen
Teile der frei vereinbarten Mietzinse (§ 16) und
der entsprechend vervielfachten (§ 2 Abs. 1 lit. a)
Jahresmietwerte nicht vermieteter oder nicht
unter Mieterschutz stehender Teile des Hauses
(§ 4 Abs. 1 und 2), so kann zur Deckung des
Fehlbetrages zwischen dem Vermieter und den
Mietern eine Vereinbarung geschlossen werden;
an diese Vereinbarung sind alle Mieter des
Hauses gebunden, wenn der Vereinbarung min-
destens zwei Drittel der Mieter — berechnet
nach der Zahl der im Zeitpunkt der Vereinba-
rung vermieteten Mietgegenstände — des Hauses
zustimmen und eine im Verhältnis zum Jahres-
mietzins (Jahresmietwert) für 1914 (§ 2 Abs. 1
lit. a) gleichmäßige Belastung aller Mieter des
Hauses vorgesehen ist.

(2) Kommt eine Vereinbarung (Abs. 1) zur
Deckung des Fehlbetrages für unbedingt not-
wendige Erhaltungsauslagen einschließlich des
Erfordernisses nach § 6 Abs. 3 nicht zustande,
so kann der Vermieter oder mindestens ein
Drittel der Mieter bei Gericht eine Erhöhung
der Hauptmietzinse zur Deckung dieses Fehl-
betrages begehren. Der Antrag kann auch von
der Gemeinde gestellt werden. Das Gericht hat
darüber zu entscheiden, auf welchen Betrag der
Hauptmietzins erhöht wird und von wann an
und auf welche Zeit der erhöhte Betrag zu ent-
richten ist. Handelt es sich um eine große In-
standhaltungsarbeit (§ 6 Abs. 2), so ist der Zeit-

raum, innerhalb dessen die Auslage aus den
Hauptmietzinsen zu decken ist, unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Vermie-
ters und der Gesamtheit der Mieter nach billi-
gem Ermessen zu bestimmen; der Zeitraum darf
aber zehn Jahre nicht übersteigen. Der neue
Hauptmietzins ist für alle Mieter im gleichen
Verhältnis zum Jahresmietzins (Jahresmietwert)
für 1914 festzusetzen. In den neuen Hauptmiet-
zins ist der Hauptmietzins einzurechnen, den der
einzelne Mieter vereinbarungsgemäß oder auf
Grund einer früheren Entscheidung zu entrichten
hat; eine anderweitige Vereinbarung kann rechts-
gültig nicht getroffen werden.

(3) Ein von der Baubehörde auf Grund bau-
rechtlicher Vorschriften rechtskräftig erteilter
Auftrag zur Behebung von Baugebrechen gilt als
Nachweis dafür, daß die in Betracht kommenden
Arbeiten unbedingt notwendige Erhaltungsarbei-
ten sind (Abs. 2). Werden die aufgetragenen
Arbeiten im Vollstreckungsverfahren durch Er-
satzvornahme hergestellt, so sind der Entschei-
dung über einen Antrag nach Abs. 2 die von
der Vollstreckungsbehörde festgesetzten Kosten
(§ 4 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes) zu-
grunde zu legen."

13. Im § 8 Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„§ 8. (1) Unterläßt es der Vermieter, Arbeiten,
die der ordnungsmäßigen Erhaltung oder, sofern
solche nicht erforderlich sind, der Verbesserung
dienen (§ 6 Abs. 1), durchführen zu lassen, ob-
wohl die in den letzten fünf Jahren nicht zu
den im § 6 Abs. 1 genannten Zwecken verwen-
deten Teile der Hauptmietzinse einschließlich
der Verrechnungspflichtigen Teile der frei verein-
barten Mietzinse Deckung bieten oder zur
Deckung dieser Erhaltungsauslagen auf Grund
einer freien Vereinbarung (§ 7 Abs. 1) oder einer
Entscheidung des Gerichtes (§ 7 Abs. 2) die Er-
höhung der Hauptmietzinse zulässig ist, so kann
jeder Mieter oder die Gemeinde bei Gericht be-
antragen, daß der Vermieter zu deren Vornahme
verhalten werde."

14. Im vorletzten Satz des § 8 Abs. 2 entfallen
die Worte „bis zur Höhe der nicht bestimmungs-
gemäß verwendeten Zinsbeträge".

15. § 9 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Der Vermieter hat die ihm als Haupt-
mietzins (§§ 2 und 7) zufließenden Beträge ein-
schließlich der Verrechnungspflichtigen Teile der
frei vereinbarten Mietzinse (§ 16) und die Aus-
lagen für die im § 6 Abs. 1 genannten Zwecke
in übersichtlicher Form zu verzeichnen. Er hat
den Mietern oder einem von ihnen namhaft ge-
machten Bevollmächtigten am 1. Feber jedes
Jahres eine Aufstellung über die Jahresmietzinse
(Jahresmietwerte) für 1914 und die Aufzeichnung
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über die tatsächlich vereinnahmten Hauptmiet-
zinse einschließlich der Verrechnungspflichtigen
Teile der frei vereinbarten Mietzinse und ihre
Verwendung, soweit sie während der letzten
fünf Jahre für die im § 6 Abs. 1 genannten
Zwecke aufgewendet wurden, samt den dazuge-
hörigen Belegen zur Einsicht während der fol-
genden drei Tage vorzulegen. Im übrigen gilt
§ 4 Abs. 3 sinngemäß."

16. Im § 12 wird der folgende Abs. 2 neu
eingefügt:

„(2) Zwischen dem Vermieter und den Mie-
tern kann vereinbart werden, daß zur Deckung
der im Laufe eines Kalenderjahres fällig werden-
den Betriebskosten (§ 2 Abs. 2) und öffentlichen
Abgaben (§ 2 Abs. 1 lit. c) zu jedem Zinstermin
ein gleichbleibender Teilbetrag zur Anrechnung
gebracht wird, der vom Gesamtbetrag der Be-
triebskosten und der öffentlichen Abgaben des
vorausgegangenen Kalenderjahres zu errechnen
ist. An diese Vereinbarung sind alle Mieter des
Hauses gebunden, wenn der Vereinbarung min-
destens zwei Drittel der Mieter — berechnet nach
der Zahl der im Zeitpunkt der Vereinbarung
vermieteten Mietgegenstände — des Hauses zu-
stimmen. Wird eine solche Vereinbarung ge-
schlossen, so hat der Vermieter die im Laufe
des Kalenderjahres fällig gewordenen Betriebs-
kosten und öffentlichen Abgaben spätestens zum
1. Feber des folgenden Kalenderjahres abzurech-
nen und den Mietern Einsicht in die Abrechnung
und in die Belege zu gewähren (§ 4 Abs. 3).
Ergibt sich aus der Abrechnung ein Überschuß
zugunsten der Mieter, so ist der Überschußbetrag
auf die Betriebskosten und die öffentlichen Ab-
gaben des nächsten Kalenderjahres anzurechnen.
Ergibt sich aus der Abrechnung ein Fehlbetrag
zu Lasten der Mieter, so haben die Mieter den
Fehlbetrag zu dem Zinstermin zu entrichten, der
auf den 1. Feber folgt. Das gleiche gilt von dem
Zuschlag für besondere Aufwendungen (§ 5)."

17. Im § 12 erhalten die bisherigen Absätze
„(2)", „(3)", „(4)" und „(5)" die Absatzbezeich-
nungen „(3)", „(4)", „(5)" und „(6)"; der Abs. 3
(neue Bezeichnung) hat zu lauten:

„(3) Wird eine Vereinbarung nach Abs. 2 nicht
geschlossen, so hat jeder Mieter seinen Anteil
an den im § 2 Abs. 2 Z. 1 bezeichneten Betriebs-
kosten hinsichtlich der Erhaltung der Wasser-
versorgung aus einem Hausbrunnen oder einer
nichtöffentlichen Wasserleitung, sofern auf ihn
ein die Hälfte des von ihm zum gleichen Zins-
termin zu entrichtenden Hauptmietzinses (§ 2
Abs. 1 lit. a) übersteigender Betrag entfällt, bin-
nen einem Jahre, seinen Anteil an den im § 2
Abs. 2 Z. 8 bezeichneten Betriebskosten binnen
drei Jahren, soweit solche Betriebskosten sich je-
doch auf die Kanalisierung beziehen, binnen fünf

Jahren in gleichen, an den einzelnen Zinstermi-
nen fällig werdenden Raten zu entrichten, be-
ginnend mit dem auf die Bekanntgabe der Höhe
und die Vorlage der Rechnungsbelege an den
Mieter nächstfolgenden Zinstermin. Im übrigen
hat in diesem Falle der Mieter seinen Anteil an
den Betriebskosten und an den öffentlichen Ab-
gaben (§ 2 Abs. 1 lit. b und c) an den Vermieter
am Ersten eines jeden Kalendermonates zu ent-
richten, wenn ihm dessen Höhe vorher unter
Vorlage der Rechnungsbelege nachgewiesen wird
(§ 4 Abs. 3); dabei kann der Vermieter jeweils
die Betriebskosten und Abgaben in Anschlag
bringen, die spätestens am genannten Tage
fällig werden. In jedem dieser Fälle sind die Be-
triebskosten nur zu entrichten, wenn dem
Mieter deren Höhe wenigstens drei Tage vorher
unter Vorlage der Rechnungsbelege nachgewiesen
wird. Betriebskosten, deren Fälligkeit vor mehr
als einem Jahr eingetreten ist, können nicht mehr
geltend gemacht werden. Das gleiche gilt von
dem Zuschlage für besondere Aufwendungen
(§ 5). Diese Bestimmungen sind auf die gesetz-
lichen oder vereinbarten Kündigungstermine
ohne Einfluß."

18. § 16 und die dazugehörige Überschrift
haben zu lauten:

„ Z u l ä s s i g e V e r e i n b a r u n g e n ü b e t
d i e H ö h e d e s M i e t z i n s e s

§ 16. (1) Vereinbarungen zwischen dem Ver-
mieter und dem Mieter über die Höhe des Miet-
zinses sind nach dem 31. Dezember 1967 zu-
lässig:

1. wenn der Vermieter eine Wohnung oder
Geschäftsräumlichkeit, die am 1. Jänner 1968
nicht vermietet war, vor dem 30. Juni 1968 ver-
mietet;

2. wenn der Vermieter eine nach dem 1. Jän-
ner 1968 frei werdende Wohnung innerhalb
von sechs Monaten nach der Räumung durch den
früheren Mieter oder Inhaber an einen nicht
nach diesem Bundesgesetz (§ 19 Abs. 2 Z. 10
oder 11) zum Eintritt in die Mietrechte des frü-
heren Mieters Berechtigten vermietet;

3. wenn der Vermieter eine nach dem 1. Jän-
ner 1968 frei werdende Geschäftsräumlichkeit
innerhalb eines Jahres nach der Räumung durch
den früheren Mieter oder Inhaber neu vermietet;

4. wenn das Mietverhältnis mindestens ein
halbes Jahr bestanden hat.

(2) Wird nach Abs. 1 ein Mietzins vereinbart,
der den nach § 2 Abs. 1 lit. a zulässigen Betrag
übersteigt, so hat der Vermieter den nach § 2
Abs. 1 lit. a zulässigen Betrag und von dem
darüber hinaus vereinbarten Betrag mindestens
die Hälfte für die im § 6 Abs. 1 genannten
Zwecke zu verwenden und darüber Rechnung
zu legen (§ 9)."
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19. Im § 16 a Abs. 1 ist die Zitierung „§ 16,
Absatz 4" durch die Zitierung „§ 16 Abs. 2" zu
ersetzen.

20. Nach § 18 wird der folgende § 18 a ein-
gefügt:

„§ 18 a. Auf ein vertragliches Verbot der
Untervermietung kann sich der Vermieter nur
berufen, wenn ein wichtiger Grund gegen die
Untervermietung vorliegt. Ein wichtiger Grund
gegen die Untervermietung liegt insbesondere
vor, wenn der Mietgegenstand zur Gänze unter-
vermietet werden soll, wenn der in Aussicht ge-
nommene Untermietzins den vom Mieter zu
entrichtenden Hauptmietzins übersteigt, wenn
die Anzahl der Bewohner des Mietgegenstandes
die Anzahl der Wohnräume des Mietgegenstandes
übersteigt oder nach der Aufnahme des Unter-
mieters übersteigen würde oder wenn mit Grund
zu besorgen ist, daß der Untermieter den Frieden
der Hausgemeinschaft stören wird."

21. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 1 zu lauten:

„1. der Mieter trotz einer nach Eintritt der
Fälligkeit erfolgten Mahnung mit der Bezahlung
des den Bestimmungen dieses Gesetzes entspre-
chenden Mietzinses (§ 2 Absätze 1 und 4, §§ 7
und 14 Abs. 1), Zuschlages (§ 2 Abs. 4, § 5) oder
sonstigen Entgeltes (§14 Abs. 2 und § 15) oder
eines gültig (§ 1 Abs. 4, § 7 Abs. 1, §§ 16 und
16 a) vereinbarten höheren Mietzinses über die
übliche oder ihm bisher zugestandene Nachfrist
hinaus, mindestens aber acht Tage im Rückstande
ist. Im Falle einer Erhöhung des Hauptmietzinses
gemäß § 7 kann dieser Kündigungsgrund erst
geltend gemacht werden, wenn eine rechtskräftige
Entscheidung über die Zulässigkeit der Erhöhung
vorliegt oder eine rechtsgültige Vereinbarung im
Sinne des § 7 Abs. 1 zustande gekommen ist;"

22. Im § 19 Abs. 2 Z. 4 ist nach den Worten
„abbruchreif ist" ein Strichpunkt zu setzen. Die
folgenden Worte „oder mit dem Abbruch des
Gebäudes die Errichtung einer neuen Wohnbau-
anlage mit mehr Wohnraum als bisher sicher-
gestellt ist; insbesondere müssen die dafür erfor-
derlichen Mittel zur Verfügung stehen" sind zu
streichen.

23. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 4 a zu lauten:

„4 a. ein Gebäude ganz oder in dem Teil, in
dem sich der Mietgegenstand befindet, abgetra-
gen werden soll und mit dem Abbruch die Er-
richtung eines neuen Baues sichergestellt ist und
die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag des
Bauwerbers mit Bescheid erkannt hat, daß der
geplante Umbau (Neubau) aus Verkehrsrücksich-

ten, zu Assanierungszwecken, zur Vermehrung
der Wohnungen, die zur Beseitigung oder Milde-
rung einer im Ortsgebiet bestehenden Wohnungs-
not geeignet sind, oder aus anderen Gründen im
öffentlichen Interesse liegt;".

23 a. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 9 zu lauten:

„9. der auf einem Eisenbahngrundstück oder
einem Flugplatz befindliche Mietgegenstand, den
der Mieter mindestens seit dem 1. August 1914
innehat (§ 1 Abs. 4), auf eine Art verwendet
werden soll, die in höherem Maße den Interessen
des Betriebes der Eisenbahn oder des Flugplatzes
dient als die gegenwärtige Verwendung; ob diese
Voraussetzung zutrifft, entscheidet im Zweifel
das Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen;".

24. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 9 a zu lauten:

„9 a. ein dem Bunde oder einem Bundesland
gehöriger Mietgegenstand auf eine Art verwen-
det werden soll, die in höherem Maße den Inter-
essen der Verwaltung dient als die gegenwärtige
Verwendung;".

25. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 10 zu lauten:

„10. der Mieter den Mietgegenstand mit oder
ohne Beistellung von Einrichtungsgegenständen
ganz weitergegeben hat und ihn offenbar in
naher Zeit nicht für sich oder die eintrittsberech-
tigten Personen (Z. 11) dringend benötigt oder,
wenngleich auch nur teilweise, durch Überlassung
an einen Dritten gegen eine im Vergleich zu dem
von ihm zu entrichtenden Mietzins und etwai-
gen eigenen Leistungen an den Dritten unver-
hältnismäßig hohe Gegenleistung verwertet. Die
teilweise Weitergabe einer Wohnung kommt
einer gänzlichen Weitergabe gleich, wenn die
nicht weitergegebenen Teile der Wohnung nicht
zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses des
Mieters oder der eintrittsberechtigten Personen
(Z. 11) regelmäßig verwendet werden;".

26. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 11 zu lauten:

„11. die vermieteten Wohnräume nach dem
Tode des bisherigen Mieters nicht mehr einem
dringenden Wohnbedürfnis eintrittsberechtigter
Personen dienen. Eintrittsberechtigt sind die
nahen Angehörigen (der Ehegatte, Verwandte
in gerader Linie einschließlich der Wahlkinder
und die Geschwister) des bisherigen Mieters, die
schon bisher im gemeinsamen Haushalt mit dem
Mieter in der Wohnung wohnten, und, sofern
solche nahe Angehörige nicht vorhanden oder
nicht eintrittsberechtigt sind, die Person, die mit
dem bisherigen Mieter bis zu seinem Tode durch
mindestens fünf Jahre hindurch in der Wohnung
in einer in wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer
Ehe eingerichteten Haushaltsgemeinschaft lebte.
Kommen als Erben des verstorbenen Mieters
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andere Personen in Betracht, so treten die ge-
nannten eintrittsberechtigten Personen, falls sie
nicht binnen 14 Tagen nach dem Tode des
Mieters dem Vermieter bekanntgeben, daß sie
das Mietverhältnis nicht fortsetzen wollen, mit
Ausschluß anderer zur Erbfolge berufenen Per-
sonen in den Mietvertrag ein und sind für den
Mietzins zahlungspflichtig; Sind mehrere nahe
Angehörige eintrittsberechtigt, so treten sie ge-
meinsam in den Mietvertrag ein; sie haften dann
für den Mietzins zur ungeteilten Hand;".

27. Im § 19 Abs. 2 hat die Z. 13 zu lauten:

„13. die vermietete Wohnung nicht zur Befrie-
digung des dringenden Wohnbedürfnisses des
Mieters oder der eintrittsberechtigten Personen
(Z. 11) regelmäßig verwendet wird, es sei denn,
daß der Mieter zu Kur- oder Unterrichtszwecken
oder aus zwingenden beruflichen Gründen ab-
wesend ist;".

28. Im § 19 Abs. 2 werden nach der Z. 13 die
folgenden Z. 14 und 15 angefügt:

„14. die vermieteten Geschäftsräume nicht
zur Befriedigung regelmäßiger geschäftlicher
Betätigung verwendet werden, es sei denn, daß
der Mieter nur vorübergehend wegen Urlaubes,
Krankheit oder Kuraufenthaltes abwesend ist;

15. wenn sich der Mieter eines den zinsrecht-
lichen Vorschriften dieses Bundesgesetzes nicht
unterliegenden Mietgegenstandes weigert, der
Erhöhung des Mietzinses auf den Betrag zuzu-
stimmen, der für den Mietgegenstand bei An-
wendung der zinsrechtlichen Vorschriften dieses
Bundesgesetzes (§§ 2 bis 7) zu entrichten wäre."

29. § 19 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:

„(3) Hat der Vermieter das Haus durch Rechts •
geschäft unter Lebenden erworben, so kann er
aus dem Grunde des Abs. 2 Z. 5 nur kündigen,
wenn zwischen dem Zeitpunkt der Erwerbung
und dem Kündigungstermin mindestens zehn
Jahre liegen. Ein Miteigentümer kann die Kündi-
gungsgründe des Abs. 2 Z. 5 und 6 überdies nur
geltend machen, wenn er wenigstens Eigentümer
zur Hälfte ist.

(4) Es gilt nicht als Weitergabe im Sinne des
Abs. 2 Z. 10, wenn der Mieter die Wohnung
verläßt und sie seinem Ehegatten oder Ver-
wandten in gerader Linie einschließlich der Wahl-
kinder oder Geschwistern überläßt, falls der Ehe-
gatte oder die Verwandten in gerader Linie
mindestens die letzten zwei Jahre, die Ge-
schwister mindestens die letzten fünf Jahre mit
dem Mieter im gemeinsamen Haushalt in der
Wohnung gewohnt haben. Dem mehrjährigen
Aufenthalt in der Wohnung ist es gleichzuhalten,
wenn der Angehörige die Wohnung seinerzeit
mit dem bisherigen Mieter gemeinsam bezogen

hat, beim Ehegatten auch, wenn er seit der Ver-
ehelichung, und bei Kindern auch, wenn sie seit
ihrer Geburt in der Wohnung gewohnt haben,
mag auch ihr Aufenthalt in der Wohnung noch
nicht die vorgeschriebene Zeit gedauert haben.
Der bisherige Mieter hat die Überlassung dem
Vermieter anzuzeigen; von da an sind die be-
zeichneten zurückbleibenden Angehörigen als
Mieter anzusehen und für den Mietzins zur un-
geteilten Hand zahlungspflichtig."

30. § 19 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Eine Vereinbarung, wonach dem Ver-
mieter das Kündigungsrecht unbeschränkt oder
in einem weiteren als dem vorstehend bestimm-
ten Maße zustehen soll, ist ungültig. Hiedurch
werden jedoch Vereinbarungen nicht berührt,
womit eine bestimmt bezeichnete Tatsache, die
in bezug auf die Kündigung oder die Auflösung
des Mietverhältnisses für den Vermieter (Unter-
vermieter), für seine nahen Angehörigen (den
Ehegatten, für Verwandte in gerader Linie ein-
schließlich der Wahlkinder und für die Ge-
schwister) oder für das Unternehmen, für das
der Vermieter (Untervermieter) allein oder in
Gemeinschaft mit anderen Personen vertretungs-
befugt ist, als wichtig und bedeutsam anzusehen
ist, von vornherein schriftlich als Kündigungs-
oder Auflösungsgrund festgesetzt wird."

31. Im § 21 Abs. 2 ist die Zitierung „§ 19,
Absatz 2, Z. 1" durch die Zitierung „§ 19
Abs. 2 Z. 1 oder 15" zu ersetzen.

32. § 22 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 22. (1) Benötigt der Vermieter oder ein
Miteigentümer des Hauses, der wenigstens Eigen-
tümer zur Hälfte ist (§ 19 Abs. 3) einzelne Teile
eines Mietgegenstandes für sich oder für Ver-
wandte in gerader Linie dringend, so kann er
den Mietvertrag in Ansehung dieser Teile auf-
kündigen, wenn der restliche Teil des Mietgegen-
standes abgesondert benutzbar ist oder ohne un-
verhältnismäßige Schwierigkeiten abgesondert
benutzbar gemacht werden kann und zur Be-
friedigung des Wohnbedürfnisses des Mieters und
der schon bisher mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt darin wohnenden eintrittsberechtigten Per-
sonen (§ 19 Abs. 2 Z. 11) oder zur Besorgung
seiner Geschäfte ausreicht. Die hiefür erforder-
lichen Kosten hat mangels anderweitiger Verein-
barung der Vermieter zu tragen.

(2) Im Rechtsstreit auf Grund von Einwendun-
gen gegen eine Aufkündigung kann auf Antrag
die Kündigung hinsichtlich einzelner Teile des
ganz aufgekündigten Mietgegenstandes oder
anderer als der vom Vermieter in Anspruch ge-
nommenen Teile als wirksam erkannt, hinsicht-
lich der übrigen aber aufgehoben werden, wenn
der Kündigungsgrund nicht hinsichtlich des
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ganzen Mietgegenstandes gegeben ist und eine
abgesonderte Benutzung der entstehenden Teile
des Mietgegenstandes möglich ist oder ohne un-
verhältnismäßige Schwierigkeiten möglich ge-
macht werden kann. Die Bestimmung des Abs. 1
über die Kosten findet Anwendung."

33. § 23 hat zu lauten:

„§ 23. (1) Die Bestimmungen des § 19 finden
auf Mietverträge über Wohnungen in einem
Wohnhaus mit nicht mehr als zwei selbständigen
Wohnungen und über Wohnungen, an denen
Wohnungseigentum begründet wurde, keine An-
wendung, sofern diese Mietverträge nach der
schriftlich getroffenen Vereinbarung durch Ab-
lauf der Zeit ohne Kündigung erlöschen und die
ursprüngliche oder verlängerte Vertragsdauer
fünf Jahre nicht übersteigt.

(2) Alle übrigen Mietverträge, die durch Ab-
lauf der Zeit ohne Kündigung erlöschen und
deren ursprüngliche oder verlängerte vertrags-
mäßige Dauer ein halbes Jahr übersteigt, gelten
als auf unbestimmte Zeit erneuert, es sei denn,
daß vor Ablauf der Mietzeit unter Einhaltung
des gesetzlichen Kündigungstermins (§ 560 ZPO.)
entweder der Mieter erklärt, die Miete nicht fort-
zusetzen, oder der Vermieter die Auflösung der
Miete aus wichtigen Gründen begehrt. Auf dieses
Begehren finden die Bestimmungen über die
Kündigung von Mieten sinngemäß Anwendung.

34. Im § 24 Abs. 1 wird der Punkt nach der
Z. 3 durch einen Strichpunkt ersetzt und als neue
Z. 4 angefügt:

„4. die Entscheidung über Anträge nach
§ 18 a."

35. § 28 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 28. (1) Vor der Entscheidung über einen
Antrag nach §§ 7 oder 8 ist in den Gemeinden,
die über einen für Bauangelegenheiten geschul-
ten Beamten oder Angestellten verfügen, die
Stellungnahme der für Bauangelegenheiten zu-
ständigen Stelle über die zur Beurteilung einer
beantragten Erhaltungs- oder Verbesserungs-
arbeit maßgebenden Tatfragen (§§ 6, 7 oder
§§ 6, 8) einzuholen."

36. § 28 Abs. 4 entfällt.

37. Im § 35 Abs. 1 entfällt die Z. 3. Die Z. 2
hat zu lauten:

„2. ob das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Unternehmungen ausspricht, daß
ein Mietgegenstand auf einem Eisenbahngrund-
stück oder einem Flugplatz mit dem Betrieb der
Eisenbahn oder des Flugplatzes im Zusammen-
hang steht (§ 1 Abs. 4) oder daß der auf einem
Eisenbahngrundstück oder einem Flugplatz be-
findliche Mietgegenstand auf eine Art verwendet
werden soll, die in höherem Maße den Interessen

des Betriebes der Eisenbahn oder des Flugplatzes
dient als die gegenwärtige Verwendung (§ 19
Abs. 2 Z. 9)."

38. Im § 43 Abs. 2 entfallen die Worte „oder
weil das vermietete Gebäude neu aufgeführt
werden muß (§ 19, Absatz 2, Z. 4)".

Artikel II
Für Räume (Wohnungen und Geschäftsräum-

lichkeiten), die der Mietzinsbildung des Bundes-
gesetzes vom 29. Juni 1954, BGBl. Nr. 132, wo-
mit Bestimmungen über die Mietzinsbildung für
nicht dem Mietengesetz unterliegende Räume ge-
troffen werden, unterliegen, gelten ab dem
1. Jänner 1968 die folgenden Änderungen:

1. Vereinbarungen zwischen dem Hauseigen-
tümer und dem Hauptmieter über die Höhe des
Mietzinses sind zulässig:

a) wenn der Hauseigentümer eine Wohnung
oder Geschäftsräumlichkeit, die am 1. Jän-
ner 1968 nicht vermietet war, vor dem
30. Juni 1968 vermietet;

b) wenn der Hauseigentümer eine nach dem
1. Jänner 1968 frei werdende Wohnung
innerhalb von sechs Monaten nach der
Räumung durch den früheren Mieter oder
Inhaber an einen nicht nach § 19 Abs. 2
Z. 10 oder 11 des Mietengesetzes zum Ein-
tritt in die Mietrechte des früheren Mieters
Berechtigten vermietet;

c) wenn der Hauseigentümer eine nach dem
1. Jänner 1968 frei werdende Geschäfts-
räumlichkeit innerhalb eines Jahres nach
der Räumung durch den früheren Mieter
oder Inhaber neu vermietet;

d) wenn das Mietverhältnis mindestens ein
halbes Jahr bestanden hat.

2. Wird nach Z. 1 ein Mietzins vereinbart, so
hat der Hauseigentümer hievon die Hälfte, min-
destens jedoch den am 31. Dezember 1967 zu-
lässigen Mietzinsbetrag, für die im § 6 Abs. 1
des Mietengesetzes genannten Zwecke zu ver-
wenden und darüber Rechnung zu legen (§ 9
des Mietengesetzes).

3. Der Hauseigentümer kann dem Haupt-
mieter die im § 2 Abs. 2 Z. 5 und 7 des Mieten-
gesetzes (in der Fassung des Art. I Z. 5 und 7
dieses Bundesgesetzes) genannten Auslagen inso-
weit unter Betriebskosten anrechnen, insoweit
er diese Beträge vor dem 1. Jänner 1968 nicht
unter Betriebskosten angerechnet hat. Rechnet
der Hauseigentümer dem Mieter den im § 2
Abs. 2 Z. 7 des Mietengesetzes (in der Fassung
des Art. I Z. 7 dieses Bundesgesetzes) genannten
Betrag unter Betriebskosten an, so hat der Haus-
eigentümer den nach den bisher geltenden Vor-
schriften auf die Verwaltungskosten entfallenden
Teil des Mietzinses zu den im § 6 Abs. 1 des
Mietengesetzes genannten Zwecken zu verwenden
und darüber Rechnung zu legen (§ 9 des Mieten-
gesetzes).
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Artikel III

Das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 130/1948, zuletzt geändert durch die Wohn-
haus-Wiederaufbaugesetz-Novelle 1967, BGBl.
Nr. 54, wird in folgender Weise geändert:

1. Im § 15 Abs. 11 entfällt die lit. c. Der
Strichpunkt nach der lit. b wird durch einen
Punkt ersetzt.

2. Im § 15 Abs. 15 hat der zweite Satz zu
lauten:
„Bei der Ermittlung der in den letzten fünf
Jahren nicht zu den im § 6 Abs. 1 des Mieten-
gesetzes genannten Zwecken verwendeten Teile
des Hauptmietzinses sowie bei der Festsetzung
des erhöhten Mietzinses (§ 7 des Mietengesetzes)
ist auf die Beträge Bedacht zu nehmen, die der
Vermieter zur Abstattung des Fondsdarlehens
aufwenden muß."

Artikel IV

1. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1968 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes verlieren die nachstehenden Vorschriften
ihre Wirksamkeit, soweit sie nicht schon durch
andere Rechtsvorschriften aufgehoben oder ge-
genstandslos geworden sind:

a) die Verordnung über Kündigungsschutz für
Miet- und Pachträume vom 28. August
1937, deutsches RGBl. I S. 917, in der
Fassung der Verordnung über Kündigungs-
schutz für Miet- und Pachträume in der
Ostmark und im Reichsgau Sudetenland
vom 31. August 1939, deutsches RGBl. I
S. 1602;

b) die Verordnung zur Ausführung der Ver-
ordnung über Kündigungsschutz für Miet-
und Pachträume in der Ostmark vom
5. September 1939, deutsches RGBl. I
S. 1671;

c) die fünfte Verordnung zur Ausführung der
Verordnung über Kündigungsschutz für
Miet- und Pachträume vom 14. August
1940, deutsches RGBl. I S. 1104;

d) die sechste Verordnung zur Ausführung
der Verordnung über Kündigungsschutz
für Miet- und Pachträume vom 15. De-
zember 1942, deutsches RGBl. I S. 709;

e) die Verordnung über die Kündigung von
Mietverhältnissen über Garagenräume vom
18. Feber 1943, deutsches RGBl. I S. 107;

f) die Verordnung über die Einwirkung von
Kriegssachschäden an Gebäuden auf Miet-
und Pachtverhältnisse vom 28. September
1943, deutsches RGBl. I S. 546;

g) die Verordnung über Änderungen des
Mieterschutzrechtes vom 7. November
1944, deutsches RGBl. I S. 319.

2. (1) Die Gültigkeit von Vereinbarungen über
die Höhe des Mietzinses (§ 16 des Mietenge-
setzes), die vor dem 1. Jänner 1968 geschlossen
wurden, ist nach den bis zu diesem Zeitpunkt in
Geltung gestandenen Vorschriften zu beurteilen.
Wurde vor dem 1. Jänner 1968 eine, nach § 16
Abs. 2 und 3 oder § 16 a des Mietengesetzes in
der bisher geltenden Fassung zulässige Verein-
barung über die Höhe des Mietzinses geschlossen,
so finden die Bestimmungen der §§ 6 ff. des
Mietengesetzes über die Verwendung des Haupt-
mietzinses auf den Teil des Hauptmietzinses
keine Anwendung, der vereinbarungsgemäß über
den im § 2 des Mietengesetzes allgemein vorge-
sehenen oder gemäß § 7 des Mietengesetzes er-
höhten Hauptmietzins entrichtet wird (§ 16
Abs. 4 des Mietengesetzes in der bisher geltenden
Fassung).

(2) Ein im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes nach § 3 der Verordnung zur
Ausführung der Verordnung über Kündigungs-
schutz für Miet- und Pachträume in der Ostmark
vom 5. September 1939, deutsches RGBl. 1 S. 1671,
anhängiges Verfahren ist unter gegenseitiger
Kostenaufhebung einzustellen. Hiedurch treten
allenfalls ergangene, im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes aber noch nicht
rechtskräftige Entscheidungen der Gerichte oder
der Gemeinden außer Kraft.

(3) Die Vorschriften des § 3 der sechsten Ver-
ordnung zur Ausführung der Verordnung über
Kündigungsschutz für Miet- und Pachträume
vom 15. Dezember 1942, deutsches RGBl. I
S. 709, sind in den Verfahren, in denen vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein Beschluß
über die Aussetzung des Verfahrens ergangen
ist, bis zur rechtskräftigen Beendigung des aus-
gesetzten Rechtsstreites weiterhin anzuwenden.

(4) Im übrigen sind sowohl in den außer-
streitigen Verfahren nach § 24 des Mietenge-
setzes als auch in den Kündigungsstreitigkeiten,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes bei einer Gemeinde oder bei Gericht
anhängig sind, die bisher in Geltung gestandenen
Vorschriften weiterhin anzuwenden.

3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich der im Art. I Z. 3, 23 a und 37
vorgesehenen verwaltungsbehördlichen Verfahren
das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen, hinsichtlich des im
Art. I Z. 23 vorgesehenen verwaltungsbehörd-
lichen Verfahrens das Bundesministerium für
Inneres und hinsichtlich aller übrigen Bestim-
mungen das Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
soziale Verwaltung und für Bauten und Technik
betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky Weiß
Hetzenauer Rehor Kotzina


